
Geschäftsbericht 2022 
Berichtszeitraum: 01. November 2021 bis 31. Oktober 2022



Schleswig-Holsteinischer Landkreistag
Haus der Kommunalen Selbstverwaltung
Reventlouallee 6
24105 Kiel
Tel 0431 570050 10
Fax 0431 570050 20
info@sh-landkreistag.de

Gestaltung
Stamp Media GmbH, Medienhaus Kiel, Ringsr. 19, 24114 Kiel

Auflage 250 Exemplare

Druck
Schmidt & Klaunig, Druckerei & Verlag seit 1869, Medienhaus Kiel, Ringsr. 19, 24114 Kiel

Bildnachweise
Titel: Perytskyy /stock.adobe.com
Seite 2: Konstantin Yuganov/stock.adobe.com
Seite 9: Jacob Lund/stock.adobe.com
Seite 19: Grecaud Paul/stock.adobe.com
Seite 11 oben: alonaphoto/stock.adobe.com
Seite 11 unten: nmann77/stock.adobe.com
Seite 13: oes/stock.adobe.com
Seite 14: WavebreakMediaMicro/stock.adobe.com
Seite 17: s-motive/stock.adobe.com
Seite 21: bluedesign/stock.adobe.com
Seite 25: DOC RABE Media/stock.adobe.com
Seite 26: Rawpixel.com/stock.adobe.com
Seite 28: wutzkoh/stock.adobe.com
Seite 30: Lawrey/stock.adobe.com

Impressum



Geschäftsbericht 2022 
Berichtszeitraum: 01. November 2021 bis 31. Oktober 2022



2

GESCHÄFTSBERICHT 2022



3

GESCHÄFTSBERICHT 2022

Inhaltsverzeichnis

Bericht der Geschäftsführung 	 4

Aus den Referaten 	 8

Kommunalverfassung und Verwaltungsreform	 8

Integration, Verkehr, Wirtschaft und Europa	 10

Jugend und Soziales	 12

Finanzen, Bildung und öffentliches Gesundheitswesen	 14

Öffentliche Sicherheit und Personal	 16

Planung, Umwelt, Verbraucherschutz und Veterinärwesen	 18

Digitalisierung, Kultur, Sport und Benchmarking	 20

Rettungsdienst	 22

Kommunale Jobcenter	 24

Personal	 27

Haushalt	 29

Öffentlichkeitsarbeit	 31



4

GESCHÄFTSBERICHT 2022

Bericht der Geschäftsführung

Liebe Delegierte,  

liebe Kreistagsabgeordnete, 

wieder neigt sich ein – besonderes – Jahr dem Ende zu 

und gibt der Geschäftsstelle des Landkreistages Gelegen-

heit, zurückzublicken und die Themen darzustellen, die 

die Kreise im vergangenen Jahr bewegt haben. Der Ge-

schäftsbericht soll einen Einblick in die thematische Viel-

falt, aktuelle und zukünftige Herausforderungen geben 

und zur Diskussion anregen.

Auch dieser Berichtszeitraum (Herbst 2021 bis Herbst 2022) 

war geprägt von besonderen Herausforderungen: Nach-

dem wir im vergangenen Jahr glaubten, mit der Pandemie 

eine der größten Krisen für das Land überwunden zu haben, 

folgte in diesem Frühjahr der Angriffskrieg Russlands auf 

die Ukraine. Dieser Angriff und die nachfolgenden Entwick-

lungen haben erhebliche Auswirkungen für die Bundesre-

publik Deutschland, Schleswig-Holstein und die Kommu-

nen. Diese gemeinsam zu bewältigen, steht derzeit weit 

oben auf der Agenda der Kreise und des Schleswig-Hol-

steinischen Landkreistages. Doch dazu später mehr.

Zunächst will ich die Gelegenheit nutzen, aus Anlass der 

diesjährigen Mitgliederversammlung am 4. März 2022 und 

meiner Wiederwahl einerseits Danke zu sagen für die ver-

trauensvolle und sehr gute Zusammenarbeit mit den Krei-

sen im Land, den Mitgliedern der Kreistage und den Kreis-

verwaltungen, aber auch in der gesamten kommunalen 

Familie. Andererseits bietet sich die Chance für eine kleine 

Bilanz – nicht thematisch, aber was die interne Organisation 

von Geschäftsstelle und Verband betrifft. Die letzten Jahre 

konnten, auch dank des großen Rückhalts unserer Arbeit 

bei den Kreisen, genutzt werden, die Geschäftsstelle noch 

schlagkräftiger und professioneller aufzustellen. Insbeson-

dere auch die krisenhaften Entwicklungen der letzten Jah-

re dürften gezeigt haben, dass sich eine effektive Interes-

senvertretung der Kreise in Kiel auszahlt. Und dies nicht 

nur fiskalisch, sondern vor allem was berechtigte inhaltliche 

Anliegen betrifft. Die Schaffung einer weiteren Referenten-

stelle, einer Büroleitung sowie die Erweiterung unserer 

Koordinierungsstellen hat dazu geführt, dass der Landkreis-

tag als Gesprächspartner geschätzt wird, wir unser Netz-

werk weiter ausbauen und viele Themen noch intensiver 

als zuvor bearbeiten konnten. Und auch der (erneute) Aus-

fall des Geschäftsführers für eine mehrmonatige Elternzeit 

wird quasi nebenbei kompensiert. Dafür ein herzlicher Dank 

an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstel-

le, insbesondere und allen voran für die erneute perfekte 

Elternzeitvertretung an meinen Stellvertreter Carsten 

Schreiber! Die Doppelspitze im geschäftsführenden Vor-

stand aus Haupt- und Ehrenamt hat sich in vielen Verhand-

lungen bewährt. Unser Vorsitzender Reinhard Sager kann 

als Landrat eine starke Stimme für die Kreise und die ge-

samte kommunale Familie sein. Auch dafür ihm und seinem 

Stellvertreter Ingo Degner ein großer Dank!

Gerade in Krisenzeiten zeigt sich die Bedeutung der kom-

munalen Ebene. Sie ist der primäre Ansprechpartner für 

die Bürgerinnen und Bürger, vollzieht die meisten gesetz-

lichen Vorgaben von Bund und Ländern und gestaltet 

aufgrund ihrer vielfältigen Verbindungen zu anderen Or-
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ganisationen vor Ort das gesellschaftliche Leben ganz 

maßgeblich. Umso wichtiger ist es, die kommunale Hand-

lungsfähigkeit zu sichern. Die auch im Berichtszeitraum 

immer wiederkehrenden Verhandlungen um die finanzi-

elle Ausstattung der Kommunen sind dabei aber nur eine 

Seite der Medaille. Perspektivisch scheint es umso wich-

tiger, auch andere Faktoren in den Blick zu nehmen. Man 

gewinnt zunehmend den Eindruck, dass vor allem der 

Bundes-, aber auch der Landesgesetzgeber den Vollzug 

der beschlossenen Maßnahmen und Gesetze vollständig 

aus dem Blick verliert. Wenn in der vergangenen Legisla-

turperiode auf Bundesebene viermal so viele Gesetzes- 

initiativen verfolgt wurden wie noch zwei Legislaturen zu-

vor, könnte man dies als Nachweis besonders fleißiger 

Abgeordneter oder als notwendige Reaktion auf komple-

xe Veränderungen und Krisen deuten. Dies würde aber 

voraussetzen, dass die – aus fast jedem Gesetz folgenden 

– Verwaltungsaufgaben auch in gleichem Maße wahrge-

nommen werden könnten. Dies setzt aber, vor allem auf 

kommunaler Ebene, die erforderlichen finanziellen, per-

sonellen und sächlichen Ressourcen voraus. Daher ist es 

aus Bundessicht wohlfeil, den fehlenden Abfluss vieler 

Fördermittel zu beklagen! 

Hinzu kommt, dass Gesetze zunehmend so gestaltet sind, 

dass sie kaum noch sinnvoll zu vollziehen oder überhaupt 

nur mit einem enormen Aufwand vollzugsfähig sind. Die 

Folgen dieser Entwicklungen sind schon jetzt absehbar: 

immer mehr und komplexere Aufgaben können mit immer 

weniger Personal nicht bewältigt werden. Der Fachkräfte-

mangel ist in allen Bereichen voll in der öffentlichen Ver-

waltung angekommen; die nächsten Pensionierungswellen 

stehen kurz bevor. Als Konsequenz werden absehbar nicht 

mehr alle Aufgaben erfüllt werden können, was einen Ver-

lust von Vertrauen der Bevölkerung in die Verwaltung zur 

Folge haben wird. Es muss daher dringend eine Aufgaben-

kritik erfolgen; der Staat braucht neben einer Schulden- 

auch eine Aufgabenbremse.

Die beschriebenen (Fehl-)Entwicklungen zeigen sich in vie-

len Bereichen. Exemplarisch sind zu nennen: die Schaffung 

weiterer individueller Ansprüche im Bereich der (früh-)kind-

lichen Bildung im Wissen um den schon heute bestehenden 

Fachkräftemangel, die Erhöhung der (Kontroll-)Standards 

im Veterinärbereich und bei der Lebensmittelüberwa-

chung, bundesrechtliche Standardanhebungen durch das 

Kinder- und Jugendstärkungsgesetz und im Betreuungs-

recht sowie die immer weiterreichenden Dokumentations-

pflichten im Rettungsdienst, ohne zugleich digitale Lösun-

gen verfügbar zu haben.

Die Gefahr des Vertrauensverlustes bei der Bevölkerung 

zeigt sich aber insbesondere in krisenhaften Situationen. 

Ich komme daher zurück auf den Krieg in der Ukraine und 

die Folgen: die vielen Entlastungsmaßnahmen, die mit Blick 

auf die steigenden Energiekosten ergriffen wurden, sind, 

soweit sie gezielt erfolgen, sicher zu begrüßen. Wenn die 

beabsichtigten Wirkungen aber nicht schnell und unbüro-

kratisch bei der Bevölkerung eintreten, wird der Unmut 

wachsen. Einmalzahlungen an Studierende ohne das Wis-

sen, wie mangels Daten eine Auszahlung überhaupt zu 

realisieren ist, die Ausweitung der Wohngeldberechtigung 

um ca. 1,4 Mio. Antragsberechtigte ohne eine funktionsfä-

hige digitale Lösung oder eine entsprechende Kompensa-

tion des Verwaltungsaufwandes bei den kommunalen 

Wohngeldstellen, die Ankündigung eines flächendeckenden 

ÖPNV-Tarifs ohne den Ausbau des Angebots und die Fol-

gen für die (kommunalen) Aufgabenträger mitzudenken, 

sind nur einige Beispiele. 

Neben den steigenden Energiekosten ist eine drohende 

Gasmangellage – in diesem oder im kommenden Winter 

– das Szenario, welches bei der Bevölkerung Ängste auslöst. 

Ich habe im letztjährigen Bericht dafür geworben, aus der 

Pandemie für die Zukunft zu lernen, nämlich in dem Sinne, 

die Verwaltung noch besser für die Krisenbewältigung auf-

zustellen. Es war damals nicht absehbar, wie die nächste 

Herausforderung konkret aussieht. Dass sie kommt, war 
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aber allen klar. Dass es ein Krieg in Europa, erneut verbunden 

mit einem großen Zuzug von Geflüchteten sowie erhebli-

chen Auswirkungen auf die Wirtschaft und die Bevölkerung, 

ist, hätte niemand vermutet. Die damalige Sichtweise, dass 

nicht einzelne Bereiche der Verwaltung aus Anlass akuter 

Problemlagen gestärkt werden müssten (wie z. B. der Öf-

fentliche Gesundheitsdienst in Folge der Corona-Pande-

mie), es vielmehr eine Stärkung der Verwaltung insgesamt 

bedarf, ist angesichts der komplexen Folgen des Ukrai-

ne-Krieges, bestätigt worden. Im Sinne einer Aufgabenkri-

tik muss sich der Staat auf seine Kernaufgaben besinnen: 

und dazu gehört sicher ein gut ausgestatteter und nach-

haltig organisierter Katastrophenschutz. Die Krisen der 

vergangenen Jahre haben hier die Leistungsfähigkeit der 

kreislichen Strukturen gezeigt. Eine Verlagerung von Kom-

petenzen auf Bundes- und Landesebene ist nicht angezeigt; 

eine bessere Kommunikation und Vernetzung der Akteure 

hingegen schon.

Ich bin zuversichtlich, dass es in Schleswig-Holstein dank 

leistungsfähiger Kommunen und motivierter Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter in den Kommunen gelingen wird, auch 

diese und künftige Herausforderungen zu meistern. Den-

noch müssen auch die aufgeworfenen grundsätzlichen 

Fragen gestellt werden. 

Auch im neuen Jahr wird die Geschäftsstelle des Lankreis-

tages an diesen und allen anderen Themen weiterarbeiten 

und die Interessen der Kreise, gemeinsam mit Ihnen, effek-

tiv vertreten. Im Rahmen einer Klausurtagung hat die Ge-

schäftsstelle auf Basis der Forderungen der Kommunalen 

Landesverbände an die neue Landesregierung und des 

Koalitionsvertrages ein „Arbeitsprogramm“ für den Land-

kreistag entworfen, dass wir nach und nach in den Gremien 

erörtern wollen. Neben kurzfristigen Themenstellungen 

(Was muss aus dem Koalitionsvertrag schnell umgesetzt 

werden, weil es in unserem Interesse ist? Was muss tunlichst 

verhindert werden, weil es den kreislichen Interessen ent-

gegensteht?) und mittelfristigen Zielen für die Legislatur 

(z. B. ÖPNV-Offensive, Reform des Kommunalverfassungs-

recht, kommunaler Klimaschutz) wurde dabei schnell klar, 

dass die übergreifenden Themen „Digitalisierung“, „Fach-

kräftemangel“ und „interkommunale Kooperation“ alle 

Referate gleichermaßen betreffen und eng miteinander 

verwoben sind: gezielte Digitalisierung (z. B. Stärkung des 

ITVSH) und Zusammenarbeit (z. B. Ausbau der KOSOZ) kön-

nen helfen, die Folgen des Fachkräftemangels abzumildern. 

Ohne Aufgabenkritik und Funktionalreform wird es gleich-

wohl nicht gehen. Umso erschreckender die Erkenntnis, 

dass unsere Landesregierung davon offensichtlich nichts 

wissen will: Digitalisierung wird im Koalitionsvertrag 371x 

erwähnt, Fachkräftemangel 90x, die (interkommunale) Zu-

sammenarbeit immerhin 4x. Aufgabenkritik und Funktio-

nalreform: Fehlanzeige!

Auch im Namen des geschäftsführenden Vorstandes wün-

sche ich Ihnen nun viel Spaß bei der Lektüre und dem Ein-

blick in unsere gemeinsame Arbeit. Einen Anspruch auf 

Vollständigkeit hat der Bericht nicht; gestatten Sie jeder 

Fachreferentin und jedem Fachreferenten eine persönliche 

Auswahl und Schwerpunktsetzung.

Herzlichst 

Ihr
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Kommunalverfassung und Verwaltungsreform
Dr. Sönke E. Schulz

Die Kommunalverfassung ist die Grundlage des Handelns 

der Kreise und vor allem ihrer gewählten Vertretungen 

der Kreistage. Naturgemäß rückt die Kommunalverfas-

sung vor einer Kommunalwahl in den Mittelpunkt des In-

teresses. Es hat sich bewährt, jedenfalls grundlegendere 

Änderungen seitens des Landesgesetzgebers so auf den 

Weg zu bringen, dass im Vorfeld der Wahl klar ist, was 

danach gilt. Im Interesse der Steigerung der Handlungs-

fähigkeit und Attraktivität des Ehrenamtes haben die 

Kommunalen Landesverbände in ihren gemeinsamen 

Forderungen an die neue Landesregierung für die Wie-

dereinführung einer Sperrklausel bei Kommunalwahlen, 

eine Anpassung des Verfahrens zur Sitzverteilung, die 

Anpassung der Fraktionsmindeststärke sowie eine Anhe-

bung der Quoren für Bürgerbegehren und Bürgerent-

scheide sowie grundsätzlich eine erhöhte Verlässlichkeit 

kommunaler Beschlüsse plädiert. Diese Forderungen 

haben jedenfalls zum Teil Eingang in das 100-Tage-Pro-

gramm der Landesregierung gefunden. Mittlerweile gibt 

es einen ersten Entwurf, der eine Option zur Anhebung 

der Fraktionsmindeststärke auf drei sowie Anpassungen 

für die Zulässigkeit von Bürgerbegehren und Bürgerent-

scheid vorsieht. Dies ist aus kommunaler Sicht zu begrü-

ßen, allerdings bleiben andere Themen auf der Agenda. 

In der Tat wäre eine Veränderung der Größen der Vertre-

tungen oder des Verfahrens zur Sitzverteilung so knapp 

vor der Kommunalwahl 2023 nicht zielführend gewesen. 

Insofern bleibt abzuwarten, ob die Entwicklungen nach 

der letzten Kommunalwahl (erhebliche Vergrößerung der 

Kreistage und der Anzahl der Fraktionen) sich bestätigen. 

Dies würde den Handlungsbedarf untermauern und es ist 

richtig, dass für die laufende Legislaturperiode seitens 

des Landesgesetzgebers mit kommunalverfassungsrecht-

lichen Änderungen zu rechnen ist.

Dies gibt die Möglichkeit, seitens des Landkreistages wei-

teren Handlungsbedarf zu identifizieren und ggf. in das 

Gesetzgebungsverfahren einzubringen. So wird in der 

Runde der Kreispräsidentinnen und Kreispräsidenten seit 

einiger Zeit das in der Kreisordnung angelegte Verhältnis 

zwischen Haupt- und Ehrenamt, speziell zwischen Landrat 

und Kreispräsident thematisiert, schwerpunktmäßig unter 

dem Blickwinkel der Vertretung des Kreises nach außen. 

Vor dem Hintergrund, dass kein einheitliches Meinungs-

bild im Verband existiert – weder zur zum Teil kritisch ge-

sehenen aktuellen Situation (im jeweiligen Kreis), noch zu 

den denkbaren Lösungsmöglichkeiten auf rechtlicher 

Ebene – hat der Vorstand entschieden, das Themenfeld 

systematisch aufarbeiten zu lassen. Die Erörterung im 

Vorstand hat zudem gezeigt, dass nicht allein bei diesem 

Aspekt Reformbedarf gesehen wird, sondern – je nach 

Perspektive – andere Regelungen im Fokus stehen. Unter 

Einbindung kommunalverfassungsrechtlicher Expertise 

ist das Projekt mittlerweile gestartet und Ende des Jahres 

2022 werden in verschiedenen Workshops verbandsintern 

erste Ergebnisse vorgestellt und diskutiert. Ziel ist, im 

kommenden Jahr eine abschließende Meinungsbildung 

im Landkreistag herbeizuführen und weiteren Reformbe-

darf jenseits des Verhältnisses Ehren- und Hauptamt zu 

benennen. Hierbei wird sicher auch die digitale Gremien-

arbeit betrachtet werden müssen. Dieses in Zeiten der 

Corona-Kontaktbeschränkungen eingeführtes Instrument 

hat sich bewährt und gibt ggf. eine Möglichkeit, die Ver-

einbarkeit von Familie, Beruf und Ehrenamt zu verbessern. 

Es gilt aber Vor- und Nachteile abzuwägen.

Im Themenfeld der Verwaltungsreform gab es im Be-

richtszeitraum wenig grundlegende Entwicklungen; der 

„Reformeifer“ von Landesregierung und Landesparla-

ment, was die kommunalen Verwaltungsstrukturen be-

trifft, ist glücklicherweise nicht besonders ausgeprägt. 

Bedenklich stimmt aber, dass im Koalitionsvertrag die 

angesichts des Fachkräftemangels so drängenden The-

men der Aufgabenkritik, der Funktionalreform und der 

(interkommunalen) Zusammenarbeit nicht adressiert wer-

den. Unter Federführung der AG Steuerung des Land-

kreistages hat man begonnen, die zwischen den Kreisen 

schon heute etablierten Formen und Themen der Zusam-

menarbeit zusammenzutragen. Dies soll es ermöglichen, 

niedrigschwellig auf bestehende Kooperationen aufzu-
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setzen oder neue unter Rückgriff auf Best-practice-Bei-

spiele zu etablieren. Die erhöhte Bereitschaft zu Zusam-

menarbeit ist insbesondere dem (drohenden) Fachkräf-

temangel, der steigenden Komplexität einiger Themen 

und den Möglichkeiten der Digitalisierung geschuldet. 

Auch die Entwicklungen bei der Koordinierungsstelle 

soziale Hilfen der schleswig-holsteinischen Kreise 

(KOSOZ AöR) zeigen, dass darüber diskutiert wird, auch 

andere Bereiche des Vertragsmanagements, z. B. aus der 

Jugendhilfe, gebündelt wahrzunehmen. Die gemeinsame 

kommunale Wahrnehmung von Aufgaben ist gegenüber 

der Alternative einer „Hochzonung“ auf das Land bzw. 

Landesämter vorzugswürdig, da kommunale Einflussnah-

me auf die Aufgabenwahrnehmung gesichert bleibt und 

– dies zeigt das Beispiel der KOSOZ – im guten Austausch 

zwischen „zentraler Stelle“ und den Kreisen weiterhin 

gute, regionale angepasste Lösungen gefunden werden. 

Die Kreise haben weiterhin die Möglichkeit, ihre Anforde-

rungen direkt einzubringen.

Gleiches muss auch für die Digitalisierung der Verwaltung 

gelten: Auch hier machen gemeinsame Strukturen – wie 

der IT-Verbund Schleswig-Holstein (ITV.SH) – Sinn. Sie 

können kommunale Anforderungen bündeln und so ge-

genüber dem Land und dem gemeinsamen IT-Dienstleis-

ter (Dataport) mit einer Stimme sprechen. Die originäre 

Verantwortung verbleibt aber bei den Verwaltungen vor 

Ort. Angesichts begrenzter Kapazitäten wird aber die 

Standardisierung zunehmen und es muss sich gut begrün-

den lassen, warum nicht die gemeinsame Lösung genutzt 

wird, die in den meisten Verwaltungen im Einsatz ist. Bei-

spiele aus dem Öffentlichen Gesundheitsdienst zeigen, 

dass dieser Weg immer häufiger beschritten wird. Umso 

wichtiger ist es aber, dass kommunale Anforderungen 

Berücksichtigung finden. Dies gilt einerseits für die Kon-

zeption, andererseits für den Betrieb. Für Letzteres sind 

kommunale IT-Dienstleister sachgerecht, die eine gewis-

se Größe haben müssen. Nur dann sind sie leistungsfähig 

genug, um ausreichend Fachkräfte zu gewinnen und vor 

allem die erforderliche IT-Sicherheit zu gewährleisten. Die 

Zusammenarbeit von mehreren Kreisen, verbunden mit 

einem Angebot an die kreisangehörigen Gemeinden, kann 

hier zielführend sein. Entsprechende strategische Über-

legungen werden, unterstützt durch PD – Berater der öf-

fentlichen Hand, in einigen Kreisen derzeit angestellt. Die 

Ergebnisse gilt es dann auch im Verband zu erörtern.
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Integration, Verkehr, Wirtschaft und Europa
Carsten Schreiber

Wie in vielen anderen Bereichen war die Arbeit im Referat 

Integration, Verkehr, Wirtschaft und Europa seit Ende Fe-

bruar 2022 stark von den Folgen des russischen Angriffs-

krieges auf die Ukraine geprägt. 

Bereits kurz nach Kriegsbeginn stellte ein hoher und zu-

nächst stetig anwachsender Zuzug von Geflüchteten aus 

der Ukraine die Kreise vor eine Vielzahl neuer Herausfor-

derungen, bei denen sie wieder einmal bewiesen haben, 

dass sie „Krise können“ und in der Lage sind, innerhalb 

kürzester Zeit angemessen auch auf außergewöhnliche 

Situationen zu reagieren. Praktisch über Nacht haben sie 

im März auf Anforderungen des Landes zwischen 300 und 

500 Plätze in kommunalen Notunterkünften eingerichtet 

und damit ganz erheblich zur Entlastung der Landesebe-

ne beigetragen. Sie haben die Betreuung in ehren- und 

hauptamtlichen Strukturen organisiert, Angebote für Kin-

der auf den Weg gebracht und gerade in den Ausländer-

behörden ganz Erhebliches geleistet und tun dies bis 

heute.

Nachdem in den ersten Tagen vor allem die Nothilfe im 

Vordergrund stand, konnten nach und nach auch wesent-

liche finanzielle Fragen im Zusammenhang mit der Auf-

nahme und Unterbringung gelöst werden. Nachdem das 

Land bereits im März zugesagt hatte, die den Gemeinden 

zugutekommende Integrations- und Aufnahmepauschale 

auf Geflüchtete aus der Ukraine auszuweiten, konnten 

Land und Kommunale Landesverbände am 5. April 2022 

eine erste Vereinbarung zur Verteilung der Kosten für die 

Bewältigung des Fluchtgeschehens abschließen. Das Land 

hat sich darin u.a. zur Übernahme der Kosten für kommu-

nale Notunterkünfte bereit erklärt, eine höhere Beteili-

gung an den Kosten nach dem Asylbewerberleistungsge-

setz in Aussicht gestellt und Programme für die Herrich-

tung von Unterbringungsmöglichkeiten und sowie zur 

Reduzierung von Vorhaltekosten zugesagt.

Mit den Beschlüssen des Bundes und der Länder vom 

7. April dieses Jahres, die für Geflüchtete aus der Ukrai-

ne zum 1. Juni den sog. „Rechtskreiswechsel“ vom Leis-

tungsregime des Asylbewerberleistungsgesetz in das 

SGB II, eine Entlastung bei den Kosten der Unterkunft 

und weitere Bundesleistungen vorsehen, wurden schließ-

lich auch auf Bundesebene wesentliche Weichenstellun-

gen getroffen worden, die zu einer Entlastung der Kom-

munen und der Landesebene beitrugen, deren Umset-

zung aber gleichermaßen neue Herausforderungen mit 

sich brachte, insbesondere in der Umsetzung des Rechts-

kreiswechsels. 

Am 26. September 2022 konnten sich Land und Kommu-

nale Landesverbände nach langen und zum Teil sehr zähen 

Verhandlungen schließlich auf eine weitere Vereinbarung 

über die Verteilung der Flüchtlingskosten verständigen, 

die für die Kreise zu einer weiteren erheblichen Entlastung 

ihrer flüchtlingsbedingten Ausgaben wie den Kosten der 

Unterkunft und weiteren Sozialleistungen führen wird. 

Und dennoch ist absehbar, dass die Herausforderungen 

für die Kreise und die gesamte kommunale Familie außer-

ordentlich hoch bleiben werden und es weiterer Abspra-

chen zwischen Land und Kommunen auch in finanzieller 

Hinsicht bedarf. Nachdem das Fluchtgeschehen im Verlauf 

des Frühlings zunächst deutlich zurückgegangen war, stei-

gen die Zugangszahlen seit dem Spätsommer wieder 

deutlich an. Bereits Anfang Oktober sind in Schleswig-Hol-

stein in etwa so viele Geflüchtete angekommen wie in den 

Jahren 2015 und 2016 zusammen – mit zum Teil dramati-

schen Folgen: Wohnraum oder andere Unterbringungs-

möglichkeiten sind nicht nur in den Städten, sondern auch 

im ländlichen Raum praktisch ausgeschöpft, während auf 

Landesebene nur ein Bruchteil der Aufnahmekapazitäten 

zur Verfügung steht, die im Winter 2015/2016 aufgebaut 
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wurden. Es braucht daher eine große Kraftanstrengung 

von Land und Kommunen auf Grundlage einer klaren und 

gemeinsamen Strategie, um gut durch diesen Winter zu 

kommen.  

Die Folgen des Angriffs auf die Ukraine machten sich auch 

im kommunalen ÖPNV, einem weiteren Schwerpunkt des 

Referates, bemerkbar. Mit der auf drei Monate befristeten 

Einführung des 9-Euro-Tickets erlebte der ÖPNV die wo-

möglich weitreichendste Veränderung der vergangenen 

Jahre, die gleichzeitig als eine Art bundesweiter Feldver-

such zu den Auswirkungen der Preisgestaltung auf das 

Nutzverhalten betrachtet werden kann - mit bemerkens-

werten Ergebnissen: Das Ticket wurde in den drei Mona-

ten bundesweit etwa 52 Mio. mal verkauft und erreichte 

zusätzlich in jedem Monat 10 Mio. Abo Kunden. Bundes-

weit und verstärkt im Umfeld von Metropolen wurde eine 

erhebliche Verkehrsverlagerung vom motorisierten Indi-

vidualverkehr auf den ÖPNV verzeichnet (für das Hambur-

ger Umland stellte der HVV fest, dass mit 17 % der Fahrten 

im ÖPNV eine Autofahrt ersetzt werden konnte), wodurch 

im Aktionszeitraum bundesweit rund 1,8 Mio. Tonnen CO2 

eingespart werden konnten. 

Die Ergebnisse zeigen, dass der ÖPNV nicht nur ein we-

sentliches Element der Daseinsvorsorge ist, sondern auch 

ein wichtiges Instrument gegen den Klimawandel sein 

kann. Nicht zuletzt unter diesem Gesichtspunkt ist es zu 

begrüßen, dass die Politik den breiten Wunsch nach einer 

Nachfolgelösung aufgegriffen hat, auch wenn die genaue 

Ausgestaltung noch aussteht.  

Klar ist aber auch, dass die Preisgestaltung nicht zulasten 

des Angebotes gehen darf. Angesichts steigender Ener-

gie- und Personalkosten und eines kostspieligen Trans-

formationsprozesses hin zu einem emissionsfreien ÖPNV 

wird schon die Aufrechterhaltung des derzeitigen Ange-

botes einen erheblichen Zuwachs der Mittel für den ÖPNV 

erforderlich machen. Hinzu kommen notwendige Ange-

botserweiterungen. Der schwarz-grüne Koalitionsvertrag 

geht hier einen ersten wichtigen Schritt. Ab dem Jahr 2024 

sollen nach dem Willen der Koalition die kommunalen 

Mittel für die Konsolidierungshilfe in Höhe von 30 Mio. 

EUR zugunsten des ÖPNV umgewidmet werden. Dies ist 

aus kreislicher Sicht ohne Zweifel ein sehr gutes Signal. Es 

darf aber nicht ausgeblendet werden, dass diesem Schritt, 

der „lediglich“ eine Umwidmung kommunaler Mittel vor-

sieht, dringend ein weiterer Schritt, nämlich zusätzliche 

Landesmittel für den ÖPNV, folgen muss. 
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Jugend und Soziales
Dr. Johannes Reimann

Nach einer „kleinen“ Reform 2011/2012 hat der Bundesge-

setzgeber im Jahr 2021 eine erneute Modernisierung des 

Vormundschafts- und Betreuungsrechts angeschoben, 

die in ihren wesentlichen Teilen zum 1. Januar 2023 in Kraft 

tritt und die mit zahlreichen neuen und veränderten Auf-

gaben für die Jugendämter und die örtlichen Betreuungs-

behörden bei den Mitgliedskreisen verbunden ist. 

Im Betreuungsrecht hat der Gesetzgeber darüber hinaus 

eine umfangreiche Neukodifizierung vorgenommen, die 

eine erneute Übertragung der Aufgaben der örtlichen 

Betreuungsbehörden durch das Land auf die Kreise und 

kreisfreien Städte erforderlich gemacht hat; im Vormund-

schaftsrecht sind hingegen die bestehenden und bereits 

zuvor auf die Kreise übertragenen Aufgaben der örtlichen 

Jugendhilfeträger erweitert worden. 

Insbesondere im Hinblick auf die umfangreiche Reform des 

Betreuungsrechts hat der SHLKT sich sehr frühzeitig an die 

Landesregierung gewandt und konnte inzwischen von dort 

für die Kreise die Zusage eines Mehrbelastungsausglei-

ches („Konnexität“) für die neuen Aufgaben erreichen. Zur 

Unterlegung des Konnexitätsanspruches haben die Kreise 

in einer von der Geschäftsstelle vorbereiteten Matrix die 

durch die Reform entstehenden Mehraufwendungen de-

tailliert gegenüber dem Sozialministerium dargelegt. 

Sehr kurzfristig und entgegen erster Ankündigungen hat 

die neue Landesregierung von der Möglichkeit Gebrauch 

gemacht, die im Betreuungsrecht vorgesehene „erweiter-

te Unterstützung“ der Betreuten zunächst „nur“ in Form 

so genannter Modellvorhaben in den Kreisen und kreis-

freien Städten erproben zu lassen. Trotz der knappen Zeit 

konnte die Geschäftsstelle dem nunmehr zuständigen 

Sozialministerium vier fundierte und konzeptionell um-

fangreich hinterlegte Bewerbungen aus den Mitglieds-

kreisen übermitteln. 

Weiterhin führt der SHLKT Verhandlungen mit dem Land 

zur Abgeltung von Mehraufwand der Kreise im Zusam-

menhang mit der Umsetzung der Vormundschaftsrechts-

reform, die sich vor allem auf die Arbeitsplätze der bei 

den Kreisen beschäftigten Amtsvormünderinnen und 

Amtsvormünder auswirkt und zahlreiche Erweiterungen 

der Rechte der Mündel vorsieht. 

Nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine am 24. Feb-

ruar 2022 kamen binnen kurzer Zeit – bis zum Herbst 2022 

rund 43.000 – kriegsvertriebene Menschen nach Schles-

wig-Holstein, die zunächst durch die Ausländerbehörden 

zu registrieren und sodann durch die Kreise als Leistungs-

behörden nach dem Asylbeweberleistungsgesetz mit 

Unterkunft, Verpflegung und täglichem Bedarf zu versor-

gen waren. Im April 2022 verständigten sich der Bundes-

kanzler und die Regierungschefinnen und Regierungs-

chefs der Länder darauf, dass alle Kriegsvertriebenen, 

die im Rahmen der EU-Massenzustromsrichtlinie ein 

Aufenthaltsrecht haben, bereits zum 1. Juni 2022 in die 

Regelsysteme der sozialen Sicherung aufgenommen wer-

den sollten. Vor allem für die (kommunalen und gemein-

samen) JobCenter bedeutete – trotz einer vorgesehenen 

Übergangsregelung - die Aufnahme und Versorgung einer 

großen Anzahl von Menschen einschließlich der Klärung 

ihrer beruflichen Qualifikation und wirtschaftlichen Ver-

hältnisse eine enorme Herausforderung. Der SHLKT hat 

die Mitgliedskreise unterstützt, indem sie in engem Kon-

takt mit den Landesministerien, dem Deutschen Land-

kreistag, der Bundesagentur für Arbeit und auch unmit-
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telbar mit den Bundesministerien für Inneres und Heimat 

sowie für Arbeit und Soziales auftretende Rechtsfragen 

einer Klärung zugeführt und praktische Fragen zur Klärung 

an die zuständigen Behörden herangetragen hat. 

Eine besondere Herausforderung stellte für die Kreise als 

Träger der Jugend- und Eingliederungshilfe die Zuflucht von 

jungen Menschen, die im Rahmen sogenannter „Waisen-

hausfluchten“ in Begleitung ukrainischer Fachkräfte, meist 

aber individuell mit Verwandten oder Bekannten nach Schles-

wig-Holstein kamen, sowie von Gruppen mit Menschen mit 

unterschiedlichen Behinderungen und chronischen Krank-

heiten dar. Auch hier hat die Geschäftsstelle eine koordinie-

rende Funktion zwischen den Landesbehörden, den örtli-

chen Trägern und den Hilfs- und Wohltätigkeitsorganisatio-

nen eingenommen, die zum Teil unabgestimmt größere 

Gruppen stark unterstützungsbedürftiger Menschen aus der 

Ukraine nach Schleswig-Holstein gebracht haben. 

Im Rahmen der Energiekrise gilt es für die Mitgliedskrei-

se nicht nur, die Sorgen von Bürgerinnen und Bürgern 

aufzufangen, die bereits zuvor oder infolge der Preisstei-

gerungen auf Sozialleistungen der Kreise angewiesen 

waren oder sein werden, sondern auch – zum zweiten Mal 

nach der Corona-Krise – die sozialen Dienste und Einrich-

tungen der Jugend- und Eingliederungshilfe vor nach-

haltigen Schäden zu schützen. Binnen kurzer Zeit konnte 

die Geschäftsstelle gemeinsam mit der KOSOZ AöR und 

den Kreisen einen Workflow entwickeln und mit der Lan-

desarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege ab-

stimmen. Mit dessen Hilfe kann nun bei extremen Ener-

giepreissteigerungen, die die bisher vereinbarte prospek-

tive Kostenkalkulation „sprengen“, rasch eine sachgerech-

te und befristete flexible Lösung gefunden werden.
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Finanzen, Bildung, und öffentliches 
Gesundheitswesen� Knut Riemann / Dr. Daniel Berneith

Im Bereich Bildung stand auch im abgelaufenen Geschäfts-

jahr die Digitalisierung der Schulen im Fokus. Um die 

Schulträger dabei zu unterstützen, haben das Bildungsmi-

nisterium und die kommunalen Landesverbände im Früh-

jahr 2022 fünf Regionalkonferenzen durchgeführt. Der Di-

gitalisierung im Bildungsbereich kommt eine hohe Bedeu-

tung zu, um die jungen Menschen gut auf die digitale Le-

bens- und Arbeitswelt vorzubereiten. Ende 2022 läuft für 

die Schulträger die Antragsfrist aus, um Mittel aus dem 

DigitalPakt Schule erhalten zu können. Neben dem Aufbau 

einer digitalen Infrastruktur stellen vor allem deren Betrieb 

und Unterhaltung eine neue Daueraufgabe für die Schul-

träger dar. Insofern ist zu begrüßen, dass auf Bundesebene 

ein weiterer DigitalPakt bereits in Aussicht gestellt wurde. 

Neben der digitalen löst auch die bauliche Infrastruktur 

für viele Schulträger Handlungsbedarf aus. Um dem hohen 

Investitionsbedarf im Bildungsbereich Rechnung zu tra-

gen, hat das Land Fördermittel von rd. 120 Mio. Euro aus 

IMPULS-Mitteln für Schulbaumaßnahmen bereitgestellt. 

In die Mittelvergabe, die sich nach dem Bedarf der Schul-

träger richtet, sind die kommunalen Verbände eingebun-

den worden. Für energetische Sanierungsmaßnahmen hat 

das Land weitere 10 Mio. Euro zur Verfügung gestellt.

Im Herbst 2021 hat das Land ein Gutachten zur Zukunft 

der beruflichen Bildung vorgelegt. Über eine landesweite 

Schulentwicklungsplanung soll auch das bestehende An-

gebot im Bereich der beruflichen Bildung überprüft wer-

den. Am Ende eines sicher längeren Prozesses sind auch 

strukturelle Veränderungen nicht auszuschließen. Dabei 

muss auch künftig ein Ausbildungsangebot an den be-

rufsbildenden Schulen in der Fläche unter Berücksichti-

gung der regionalen Besonderheiten erhalten bleiben.
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Im Bereich des Öffentlichen Gesundheitswesens war auch 

im abgelaufenen Geschäftsjahr die Pandemiebekämpfung 

das vorherrschende Thema. So wurde der Rechtsrahmen 

– insbesondere die Corona-Bekämpfungsverordnung – 

regelmäßig und in kurzfristigen Abständen dem Infekti-

onsgeschehen angepasst. Die Gesundheitsämter der 

Kreise haben seit Ausbruch der Corona-Pandemie Außer-

gewöhnliches geleistet. In Anerkennung dieser Leistung 

haben Bund und Länder im September 2020 den Pakt für 

den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD-Pakt) ge-

schlossen. Im Kern sieht der Pakt einen Personalaufwuchs 

in den Gesundheitsämtern vor. Allein in Schleswig-Hol-

stein sollen über 150 zusätzliche Vollzeitstellen geschaffen 

werden, deren Finanzierung über den ÖGD-Pakt aller-

dings nur bis 2026 gesichert ist. Als Verhandlungsergeb-

nis hat das Land Schleswig-Holstein zumindest zugesagt, 

bei einer ausbleibenden Folgefinanzierung die Voraus-

setzungen für eine Umsetzung der Ziele des ÖGD-Paktes 

durch die Kommunen zu schaffen. Zu zahlreichen Frage-

stellungen im Zusammenhang mit der Pandemiebekämp-

fung hat der SHLKT die Kolleginnen und Kollegen aus den 

Verwaltungen miteinander vernetzt. Das betrifft beispiels-

weise die Themen

•	 Bürgertestungen

•	 Impfzentren

•	 Einrichtungsbezogene Impfpflicht

•	 ÖGD-Pakt

Im Bereich der Kommunalfinanzen ist festzustellen, dass 

ausweislich der guten Jahresergebnisse 2020 die Kreise 

insbesondere durch die Bundes- und Landeshilfen die 

finanziellen Folgen der Pandemie zunächst gut bewältigen 

konnten. Seit 2021 wird die Finanzdecke jedoch dünner, 

und auch aktuell verschlechtert sich die Finanzlage der 

öffentlichen Haushalte weiter. Während im Frühjahr 2022 

für 2023 noch ein robustes Wirtschaftswachstum ange-

nommen wurde, gehen die führenden Wirtschaftsfor-

schungsinstitute im Herbst 2022 nun von einer Rezession 

aus, die – systembedingt – die Kreise über das Kreisumla-

geaufkommen im Jahr 2024 erreichen dürfte. Auch die 

hohe Inflation belastet die Kreishaushalte auf der Auf-

wandsseite. Die weitere Entwicklung ist daher bei der 

Haushalts- und Finanzplanung sorgsam in den Blick zu 

nehmen. 

Defizite in den Kreishaushalten werden künftig voraus-

sichtlich über die Ergebnisrücklage kompensiert werden 

können. Hierzu hat es bereits Gespräche mit dem Innen-

ministerium gegeben. Zu dieser Frage, die innerhalb des 

Verbandes durchaus ambivalent beurteilt wird, enthält der 

aktuelle Koalitionsvertrag auf Landesebene einen klaren 

Arbeitsauftrag, den es jetzt umzusetzen gilt.  

Der bedarfsgerechten Weiterentwicklung des kommuna-

len Finanzausgleichs zum Jahr 2021 gingen schwierige 

Verhandlungen mit dem Land voraus. Bei naturgemäß 

unterschiedlichen Interessenlagen konnte am Ende aus 

Sicht des SHLKT ein gutes und sachgerechtes Ergebnis 

erzielt werden. Etwa 100 kreisangehörige Gemeinden, die 

über keine Einstufung im zentralörtlichen System verfü-

gen, haben Ende 2021 gegen das Finanzausgleichsgesetz 

kommunale Verfassungsbeschwerde erhoben. Abzuwar-

ten bleibt, wie das Landesverfassungsgericht darüber 

befinden wird. Jedenfalls ist ein robuster kommunaler 

Finanzausgleich für die Kreisebene von zentraler Bedeu-

tung, um auch künftig wichtige Zukunftsaufgaben finan-

zieren zu können.
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Öffentliche Sicherheit und Personal
Evelyn Dallal

Der Zensus 2022 liefert mit einer Bevölkerungszählung 

sowie einer Gebäude- und Wohnungszählung aktuelle 

Bevölkerungs- und Wohnungszahlen. Am 15. Mai 2022 

war der Stichtag für den Zensus in Deutschland. Die im 

Rahmen des Zensus 2022 notwendigen persönlichen Be-

fragungen (Haushaltebefragung, Erhebung an Anschriften 

mit Sonderbereichen) werden von den kommunalen Er-

hebungsstellen organisiert und durchgeführt. Dazu haben 

alle Kreise und kreisfreien Städte Erhebungsstellen ein-

gerichtet und Erhebungsbeauftragte angeworben, die die 

Befragungen vor Ort durchführen. Außerdem stehen sie 

für Fragen der Auskunftspflichtigen zur Verfügung. Ein 

Meilenstein im Zensus 2022 ist der Abschluss und die Frei-

gabe der Ziel1-Ergebnisse, der unter Federführung des 

Statistischen Bundesamtes erstellten Arbeits- und Zeit-

planung auf den 18. Oktober 2022 festgelegt war. Die 

Leitungen der Erhebungsstellen haben gegenüber dem 

Statistikamt Nord frühzeitig Bedenken geäußert, dass sie 

die erforderlichen Arbeitsschritte zur Ermittlung der Ein-

wohnerzahlen der Gemeinden innerhalb der gesetzten 

Fristen bis zum 18. Oktober 2022 nicht mit der erforder-

lichen Sorgfalt durchführen können.

Eine Ursache dafür ist das eigens für den Zensus entwi-

ckelte Erhebungsunterstützungssystem (EHU). Dieses 

zeigt in der praktischen Anwendung erhebliche Perfor-

manceprobleme. Diese offensichtlichen systematischen 

programmtechnischen Schwierigkeiten führen zu massi-

ven Verzögerungen in der Datenerfassung. Die Erhe-

bungsstellen sind gezwungen, sich mit eigenen, flexiblen 

Anpassungen und Umgehungen zu behelfen (sog. „Wor-

karounds“). Dies hat u. a. zur Folge, dass die Kapazitäten 

in den Erhebungsstellen über Gebühr gebunden sind, was 

einen erheblichen Zeitverzug zur Folge hat. Darüber hin-

aus ist das Mahnwesen im EHU sehr komplex und erfordert 

mit hohem manuellem Aufwand viele zusätzliche Arbeits-

schritte. Außerdem hat die Rekrutierung einer ausreichen-

den Anzahl von ehrenamtlichen Erhebungsbeauftragten 

einen erheblichen Aufwand verursacht und die Qualität 

der Arbeit der ehrenamtlichen Erhebungsbeauftragten 

war nicht flächendeckend zufriedenstellend, so dass z. T. 

Nacherhebungen erforderlich geworden sind. Viele Erhe-

bungsstellen haben aufgrund der projektbedingt befris-

teten Arbeitsverträge und der damit verbundenen hohen 

Fluktuation Probleme, Personal in der ursprünglich kalku-

lierten Stärke dauerhaft vorzuhalten.

Vor diesem Hintergrund hat das Statistikamt Nord früh-

zeitig eine Risikomeldung an das Statistische Bundesamt 

eingereicht. Dabei ist es gelungen, auf Bundesebene noch 

geringfügige Fristverlängerungen zu erwirken. So wurde 

z. B. die Frist für die Dateneingabe vom 18. Oktober 2022 

auf den 11. November 2022 verlängert. Insgesamt ist je-

doch festzustellen, dass der Zensus 2022 deutlich mehr 

Aufwand bei den Erhebungsstellen verursacht hat, als 

ursprünglich prognostiziert wurde.

Das Thema Bevölkerungs- und Katastrophenschutz wird 

aktuell bundes- und landesweit auf verschiedenen Ebenen 

diskutiert. Infolge des Angriffskrieges Russlands auf die 

Ukraine ist das Thema noch weiter in den Fokus von Poli-

tik und Öffentlichkeit gerückt. Auch die Auswirkungen der 

Unwetterkatastrophe in Rheinland-Pfalz und Nord-

rhein-Westfalen, die Corona-Pandemie sowie drohende 

Engpässe bei der Energieversorgung nehmen dabei gro-

ßen Raum ein. Es bedarf daher aus Sicht des SHLKT für 

die strategische Ausrichtung des Bevölkerungsschutzes 

einer strukturierten, strategischen und ausführlichen Ana-

lyse und Aufbereitung aller Themen der beteiligten Be-

hörden und Organisationen unter Federführung des In-

nenministeriums. Die Kreise und kreisfreien Städte haben 

auf Beschluss der Verbandsgremien einen gemeinsamen 

Arbeitskreis (AK) der unteren Katastrophenschutzbehör-

den gegründet. Zu den Themen des AK gehören aus-

schließlich strategische Fragen wie z. B. die Rolle der Un-

teren Katastrophenschutzbehörden im Verhältnis zum 

Land und zu anderen Verbänden und Organisationen wie 

LFV und THW, die Rolle des Mobilen Führungsstabs, die 

Zusammenarbeit mit Gremien auf Landesebene sowie die 

Erarbeitung von gemeinsamen kommunalen Positionen 

und Konzepten im Bevölkerungs- und Katastrophenschutz. 

Der Arbeitskreis hat sich am 10. Dezember 2021 konstitu-

iert und die inhaltliche Arbeit aufgenommen.

Der Schleswig-Holsteinische Landtag hat in seiner Sitzung 

am 23. März 2022 das Gesetz zur sozialen Sicherung von 
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Helferinnen und Helfern unterhalb der Katastrophen-

schwelle (Helfergesetz) beschlossen und es ist zum  

1. April 2022 in Kraft getreten. Durch das Gesetz erfolgte 

eine Änderung des § 13 LKatSG SH (soziale Sicherung). 

Die Anwendbarkeit der Regelungen über die soziale Si-

cherung in § 13 LKatSG SH wurde damit auf Helferinnen 

und Helfer der freiwilligen und privaten Hilfsorganisatio-

nen, die zur Abwehr einer konkreten Gefahr durch eine 

schleswig-holsteinische Leitstelle oder auf Anforderung 

einer schleswig-holsteinischen Einsatzleitung oder einer 

schleswig-holsteinischen Kommune alarmiert werden, 

vom Land anerkannte Einsatzkräfte der psychosozialen 

Notfallversorgung, die keiner Hilfsorganisation angehö-

ren und auf Wasserrettungseinheiten nach dem Badesi-

cherheits- und Wasserrettungsgesetz ausgeweitet. Der 

SHLKT hat die Aufnahme dieser Regelung in das LKatSG 

SH aus rechtssystematischen Gründen kritisiert, da sie 

gerade für Anwendungsfälle außerhalb des Katastro-

phenschutzes gilt. Die Intention der Regelungen wurde 

aber ausdrücklich begrüßt, weil damit eine bestehende 

Lücke geschlossen wurde.

Mit dem Gesetz- und Verordnungsblatt vom 14. April 2022 

wurde das Gesetz zur Gewährleistung eines ausreichen-

den Abstandes der Alimentation zur sozialen Grundsi-

cherung und zur amtsangemessenen Alimentation von 

Beamtinnen und Beamten mit mehr als zwei Kindern 

verkündet. Daraus ergeben sich zahlreiche Änderungen, 

unter anderem im Besoldungsrecht (inkl. laufbahnrecht-

licher Folgeänderungen), Beihilferecht und Versorgungs-

recht. Die Kommunalen Landesverbände haben im Ge-

setzgebungsverfahren den Gesetzentwurf im Sinne der 

Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes 

begrüßt.
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Planung, Umwelt, Verbraucherschutz 
und Veterinärwesen� Simone Hübert

Das Bekanntwerden mutmaßlicher tierschutzrechtlicher 

Verstöße in einem Schlachtbetrieb im Kreis Rends-

burg-Eckernförde im Sommer dieses Jahres hat eine er-

neute öffentliche Debatte über die Aufgabenwahrneh-

mung der amtlichen Lebensmittelüberwachung und die 

Durchführung tierschutzrechtlicher Kontrollen ausgelöst. 

Bedauerlicherweise fokussierte sich die Presseberichter-

stattung auf mögliche Defizite in der Ausübung der Kont-

rollfunktion durch das zuständige Veterinäramt. Das ge-

setzliche vorgesehene System der Überwachung von 

Schlachtbetrieben einschließlich der Hauptverantwortung 

des Lebensmittelunternehmers, welches durchaus auch 

aus Kreissicht umstritten ist und reformbedürftig erscheint, 

wurde hingegen kaum thematisiert. Gemeinsam mit dem 

betroffenen Kreis bemühte sich daher der SHLKT darum, 

mit dem Landwirtschaftsministerium in eine lösungsorien-

tierte Debatte einzutreten. Ziel aller Beteiligten sollte es 

sein, sowohl die Situation der Schlachttiere zu verbessern, 

als auch den kleineren und mittleren Schlachtbetrieben im 

Land eine Zukunft zu ermöglichen. Mögliche neue Über-

wachungsanforderungen müssten dem Interesse des Tier-

wohls dienen, zugleich finanzierbar sowie personell um-

setzbar sein und nicht eine weitere Zentralisierung der 

Schlachtbetriebe begünstigen. Hierfür bedarf es der fach-

lichen und politischen Unterstützung des Landes. 

Aufgrund des aktuellen Vorfalls und zugleich vor dem Hin-

tergrund eines Prüfauftrages aus dem Koalitionsvertrag ist 

auch eine Diskussion über die mögliche Zusammenführung 

von Kontroll-, Fach- und Vollzugsaufgaben in einer Landes-

behörde neu belebt worden. Zu einzelnen konkreten Auf-

gaben hat es in den vergangenen Jahren bereits mehrfach 

Gesprächsrunden mit den zuvor zuständigen Ministerien 

gegeben, die jedoch von Seiten des Landes nicht zu einem 

Abschluss geführt wurden. Zuletzt wurde das Projekt „Ana-

lyse der Lebensmittelüberwachung in Schleswig-Holstein“ 

unter der Leitung eines externen Beratungsunternehmens 

gemeinsam von Land und Kreisen/kreisfreien Städten 

durchgeführt. In einer abschließenden Sitzung des projekt-

begleitenden Lenkungsausschusses, in dem der SHLKT 

ebenfalls vertreten war, wurde im Januar dieses Jahres fest-

gestellt, dass der Abschlussbericht des Projekts erhebliche 

Mängel und zum Teil sachlich falsche Darstellungen enthält 

und die in das Projekt gesetzten Anforderungen und Er-

wartungen nur zum Teil erfüllt. Die vom Gutachter getrof-

fenen Schlussfolgerungen und dargestellten Handlungs-

empfehlungen sind aufgrund der festgestellten erheblichen 

Mängel nur eingeschränkt verwertbar. Vor diesem Hinter-

grund wird ein mögliches Folgeprojekt, das gegenwärtig 

diskutiert wird, angesichts des zeitlichen Aufwands, der 

Bindung von personellen Kapazitäten der Fachämter in den 

Kreisen und der negativen Erfahrungen, die sich bei der 

Projektsteuerung gezeigt haben, kritisch gesehen. In ande-

ren Strukturen bleiben die Kreise gleichwohl gesprächsbe-

reit und werden sich Vorschlägen, die zu einer quantitativen 

oder qualitativen Verbesserung der amtlichen Lebensmit-

telüberwachung führen, auch weiterhin nicht verschließen. 

Allerdings ist hierbei auch die finanzielle und personelle 

Ausstattung der Veterinär- und Lebensmittelüberwachungs-

behörden stets im Blick zu behalten. Der Fachkräftemangel 

ist wie in vielen Aufgabenbereichen der Kreisverwaltungen 

auch in diesem Bereich deutlich spürbar. Bei Aus- und Wei-

terbildungsmaßnahmen der Lebensmittelkontrolleure und 

der im öffentlichen Veterinärdienst tätigen Tierärzte und 

Tierärztinnen erwarten die Kreise nach wie vor eine deutlich 

stärkere Unterstützung seitens des Landes.  

Um die Vorbereitung der Kreise auf Tierseuchenkrisenfäl-

le weiter zu verbessern und ihnen ergänzende personelle 

Unterstützung zu sichern, haben der SHLKT und der Städ-

teverband Schleswig-Holstein im März 2022 eine Rahmen-

vereinbarung zum Einsatz von Fach- und Hilfspersonal 
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im Tierseuchenkrisenfall mit dem Landesverband der 

Maschinenringe geschlossen. Diese gewährleistet im Kri-

senfall die Einbeziehung der praktisch-technischen Ar-

beitskräfte der Maschinenringe in die Tierseuchenbekämp-

fung und stellt somit einen weiteren Baustein in der Vor-

sorge der Kreise auf mögliche Ausbruchsgeschehen dar. 

Gerade vor dem Hintergrund der näher rückenden Afri-

kanischen Schweinepest (ASP), bei der im Falle eines 

Ausbruchs – anders als bei sonstigen Tierseuchenausbrü-

chen –, Bekämpfungsmaßnahmen über Monate ggf. sogar 

Jahre durchgeführt und aufrechterhalten werden müssen, 

bedarf es erheblicher personeller Unterstützung. Die acht 

schleswig-holsteinischen Maschinenringe als eine starke 

landwirtschaftliche Organisation stehen mit ihren Mitglie-

dern und eigenen Mitarbeitern hierfür künftig zur Verfü-

gung. Die Rahmenvereinbarung regelt die Bedingungen 

für den Einsatz von Fach- und Hilfspersonal, welches sei-

tens der Maschinenringe auf Anforderung eines Kreises 

zur Verfügung gestellt wird. Darüber hinaus kann auf die-

sem Wege auf den umfangreichen Maschinenpark der 

Maschinenringe zurückgegriffen werden. 

Die schleswig-holsteinischen Kreise sind auf erforderliche 

Maßnahmen zur Bekämpfung der ASP gut vorbereitet. 

Neben den in den Behörden bestehenden Strukturen der 

Tierseuchenbekämpfung sind spezielle Pläne und Szena-

rien zur Bekämpfung der ASP erstellt und in Übungen 

erprobt worden. Um eine Übertragung in Nutztierbestän-

de möglichst zu verhindern, sind auch weiterhin alle An-

strengungen im Vorfeld beizubehalten. Daher kommt 

einer Begrenzung und Eindämmung eines möglichen 

Ausbruchsgeschehens beim Schwarzwild erhebliche Be-

deutung zu. Hierfür ist die vertraglich zugesicherte Unter-

stützung seitens der Maschinenringe für die Kreise von 

großer Bedeutung.
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Digitalisierung, Kultur, Sport und Benchmarking
Bernd Schroeder

Eine übergreifende Herausforderung für die Kreise ist der 

zunehmende Fachkräftemangel bei gleichzeitig steigen-

der Aufgabenlast. Der Mangel an Fachkräften wird auch 

anhand sinkender Bewerbungszahlen bzw. komplett er-

gebnisloser Stellenbesetzungsverfahren deutlich. Die 

Engpässe betrafen anfänglich nur bestimmte Berufsgrup-

pen (u. a. Fachärztinnen und Fachärzte für die Gesundheits-

ämter und Ingenieurinnen und Ingenieure im Baubereich). 

Mittlerweile sind alle Verwaltungsbereiche und Professi-

onen einschließlich der allgemeinen Verwaltung betroffen. 

Angesichts dieser übergreifenden Herausforderung für 

alle Kreise hat die AG Steuerung damit begonnen, die Pro-

bleme des Fachkräftemangels und die damit zusammen-

hängenden aufgabenbezogenen Aspekte näher zu be-

trachten. In einem ersten Schritt wurde zusammengetra-

gen, in welchen Bereichen die Kreise bereits Aufgaben an 

(externe) Dienstleister abgegeben haben und wo Koope-

rationen zwischen Kreisen oder zu anderen Stellen beste-

hen. Es soll zudem erörtert werden, ob und wie die Analy-

se und Verbesserung von Arbeitsprozessen einen Beitrag 

leisten kann. Diese Fragestellungen erfolgen, anders als 

bei ähnlichen Projekten in der Vergangenheit, nicht vor-

rangig unter dem Aspekt der Kosteneinsparung, sondern 

mit dem Fokus auf eine Konzentration auf wesentliche Auf-

gaben, die Bündelung von Kompetenzen und die Sicher-

stellung der Aufgabenwahrnehmung insgesamt. Dieses 

Projekt soll, flankiert durch Erkenntnisse aus dem 

Benchmarking, vorhandene Lösungsansätze aus allen Krei-

sen zusammentragen, diese noch transparenter machen 

sowie Anregungen für ein übergreifendes Vorgehen liefern.

Im Bereich der Digitalisierung steht weiterhin die Umset-

zung des Online-Zugangsgesetzes (OZG) im Fokus. Das 

OZG gibt eine Umsetzung von 575 Verwaltungsleistungen 

bis zum Jahresende 2022 vor. Der „EfA-Gedanke“ (Einer 

für Alle) sieht vor, dass die Umsetzung der Verwaltungs-

leistungen arbeitsteilig erfolgt und die landesseitigen 

Themenfeldführer Online-Dienste entwickeln, die dann 

bundesweit nachgenutzt werden können. Die Kommunen 

haben die Aufgabe, ihre Systeme auf die Anbindung der 

Dienste vorzubereiten und interne Prozesse so zu gestal-

ten, dass Verwaltungsleistungen digital bearbeitet werden 

können. In diesem arbeitsteiligen Modell mit Einbezie-

hung des Bundes, der Länder, der Kommunen sowie des 

ITV.SH können Fortschritte nur erzielt werden, wenn alle 

beteiligten Stellen ihre Teilaufgaben erfüllen, die Themen-

feldführer ihre Dienste zügig und nachnutzbar entwickeln 

und die IT-Dienstleister die Leistungen zeitgerecht und 

fehlerfrei umsetzen.

In Schleswig-Holstein wurde frühzeitig entschieden, die 

Online-Dienste als vollständig digitale Prozesse umzuset-

zen. Digitale Anträge sollen medienbruchfrei in die Fach-

verfahren bzw. Dokumentenmanagementsysteme der 

Verwaltungen laufen und in einen digitalen Bescheid mün-

den. Eine schlanke Lösung über online ausfüllbare Vor-

drucke, die dann in den Verwaltungen ausgedruckt und 

konventionell bearbeitet werden, soll vermieden werden. 

Die Kommunen haben das OZG als Anstoß für einen digi-

talen Wandel in den Verwaltungen begriffen und befinden 

sich daher in einem komplexen Projekt, das nicht nur die 

Bereitstellung der pflichtigen OZG-Dienste umfasst, son-

dern auch die Einführung von digitalen Akten, Dokumen-

tenmanagementsystemen und insgesamt einer Vernet-

zung der Systeme.

Die Umsetzung ist in den Kreisen noch nicht vollständig 

abgeschlossen. Gleiches gilt für sämtliche Behörden in 

Schleswig-Holstein und bundesweit. In der fünfjährigen 

Vorbereitungs- und Umsetzungszeit hat sich recht schnell 

herausgestellt, dass der bundesweite Ansatz im föderalen 

System nicht nur von Vorteil ist. Verzögerungen sind auch 

darin begründet, dass die Anzahl der verfügbaren 

EfA-Dienste noch zu gering ist. Ebenfalls ist die Entwick-

lung der Basisdienste (z. B. Payment als zentrales Element) 

noch nicht abgeschlossen. Auch wenn die vollständige 

Umsetzung bis zum Jahresende nicht mehr zu erreichen 

ist, konnten landesweit Fortschritte erzielt werden. Viele 

Kreise haben Bürgerportale für den Zugang zu den On-

line-Diensten eingerichtet oder ihre Homepage entspre-

chend erweitert. Die Zahl der nutzbaren Online-Dienste 
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nimmt stetig zu. Die neue Landesregierung hat sich zu-

dem das Ziel gesetzt, die Digitalisierung weiter zu be-

schleunigen und die Kommunen bei der Digitalisierung 

noch stärker zu unterstützen. Dies geht einher mit einer 

avisierten Stärkung des ITV.SH. 

Der im Frühjahr 2020 vom Land initiierte Kulturdialog 

wurde in der vergangenen Legislaturperiode abgeschlos-

sen und mündete im Kulturpakt 2030 zur gemeinsamen 

Verantwortung von Land und Kommunen für die Kul-

turförderung in Schleswig-Holstein. Im neuen Koalitions-

vertrag wurden die damaligen Verabredungen erfreuli-

cherweise bestätigt. Mit Blick auf die Finanzierung der 

Kultureinrichtungen hat die Koalition eine Neuaufstellung 

der Förderstrukturen und u. a. die nachhaltige Absiche-

rung der Musikschulen über ein Musikschulfördergesetz 

angekündigt. Diese Prozesse werden begrüßt und kons-

truktiv begleitet. 

In Schleswig-Holstein wird der Glasfaserausbau bis in die 

Gebäude (FTTB “Fibre to the Building“) maßgeblich von 

kommunalen Zweckverbänden und kommunalen Stadt- 

und Gemeindewerken vorangetrieben. Die Beratung und 

Koordinierung erfolgt durch das kommunal getragene 

Breitband-Kompetenzzentrum (BKZ.SH). Mit Stand August 

2022 waren 58 % der Hausadressen in Schleswig-Holstein 

„homes passed“ erschlossen, d. h. die Glasfaserleitungen 

lagen vor den Häusern in den Gehwegen. 41 % der Hau-

sadressen verfügten schon über einen direkten Glasfase-

ranschluss (homes connected). Mit diesen Zahlen an ech-

ten Glasfaseranschlüssen ist Schleswig-Holstein weiterhin 

führend in Deutschland. Erwähnenswert ist zudem der 

weit fortgeschrittene Ausbau für Schulstandorte. Durch 

ein umfassendes Landesprogramm konnten in kurzer Zeit 

bereits 845 von 951 Schulstandorten mit einem Glasfase-

ranschluss an das Landesnetz versorgt werden.
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Rettungsdienst
Thomas Jürgensmann / Fridtjof Arens

In Schleswig-Holstein werden seitens der Kreise und kreis-

freien Städte insgesamt sechs Integrierte Leitstellen (ILS) 

betrieben, in denen die Aufgaben aus dem Bereich der 

Feuerwehr, des Rettungsdienstes und des Katastrophen-

schutzes gebündelt wurden. In der Regel ist in Schles-

wig-Holstein eine ILS für mehrere Kreise bzw. kreisfreie 

Städte als Integrierte Regionalleitstelle (IRLS) verantwort-

lich. Zwei von den Integrierten Regionalleitstellen haben 

sich jeweils mit dem Kooperationspartner, der Landespo-

lizei Schleswig-Holstein, als sog. Kooperativen Regional-

leitstellen (KRLS) zusammengeschlossen und betreiben 

bereits ein einheitliches Einsatzleitsystem. Eine weitere 

Integrierte Leitstelle hat sich der Kooperation und dem 

Betrieb angeschlossen. 

Angesichts der zunehmenden Notwendigkeit der elekt-

ronischen Vernetzung und Digitalisierung wird die Vielfalt 

an Einsatzleitsystemen aber zu einer großen Herausfor-

derung. Beispielsweise müssen unterschiedliche Schnitt-

stellen programmiert werden oder die Datensätze der 

unterschiedlichen Einsatzleitsysteme aufeinander abge-

stimmt werden. Darüber hinaus zeigen die Erfahrungen 

aus den Leitstellen, die bereits die gleichen Einsatzleit-

systeme verwenden, dass die Vereinheitlichung auch Vor-

teile bei der operativen und taktischen Zusammenarbeit 

gibt. Hinzu kommen Beispiele wie etwa die Flut- bzw. 

Hochwasserkatastrophe in Rheinland-Pfalz und Nord-

rhein-Westfalen, die deutlich zeigen, dass eine einheitliche 

Leitstelleninfrastruktur Vorteile für alle Aufgabenbereiche 

der Leitstellen bietet.

Seitens des SHLKT und des Städteverbandes wurde das 

Land Schleswig-Holstein bereits im Jahr 2019 darauf hin-

gewiesen, dass eine einheitliche Leitstelleninfrastruktur für 
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23

GESCHÄFTSBERICHT 2022

die Integrierten Leitstellen und die polizeilichen Leitstellen 

viele Vorteile bietet und dringend anzustreben ist. Hierzu 

wurden seither Gespräche mit den zuständigen Stellen 

beim Land geführt. Im Frühjahr 2022 wurden erstmals kon-

krete Eckpfeiler zur landesweiten Vereinheitlichung der 

Leitstelleninfrastruktur benannt. Ergänzend hierzu wurde 

die Vereinheitlichung der Leitstellensoftware in den Koa-

litionsvertrag aufgenommen. Inzwischen wird seitens der 

Kreise, kreisfreien Städte und dem Land Schleswig-Holstein 

dieses nunmehr gemeinsame Ziel verfolgt. Es zeigt sich 

aber deutlich, dass bis zur landesweiten Vereinheitlichung 

der Leitstelleninfrastruktur noch einige Herausforderungen 

zu bewältigen sind, um die gewünschte Qualitätsverbes-

serung zu erreichen.

Die Qualität stand auch bei der Gründung der Zentralen 

Stelle Rettungsdienst Anstalt öffentlichen Rechts – Kurzform 

ZSR AöR im Mittelpunkt. Das Schleswig-Holsteinische Ret-

tungsdienstgesetz (SHRDG) schreibt in § 10 Abs. 1 vor, dass 

im Rettungsdienst Maßnahmen zur Qualitätssicherung 

umzusetzen sind. Die Qualitätssicherung umfasst laut 

SHRDG u. a. die zentrale elektronische Erfassung und Aus-

wertung von standardisierten Daten des Rettungsdienstes. 

Mit den Ergebnissen dieser Auswertung soll die Struktur-, 

Prozess- und Ergebnisqualität des Rettungsdienstes trans-

parent dargestellt werden. Durch die Analyseergebnisse 

und Vergleiche sollen den Rettungsdienstträgern konkrete 

Verbesserungs- und Handlungsmöglichkeiten aufgezeigt 

werden. Die Erfassung und Analyse der Daten ist gem. 

SHRDG in einer zentralen Stelle zu bündeln, welche gemein-

schaftlich von allen Rettungsdienstträgern und Trägern der 

Luftrettung zu organisieren ist. Die Rettungsdienstträger 

haben sich in Absprache mit dem Land dafür ausgespro-

chen, dass die Aufgabe in Eigenregie in einer Anstalt öffent-

lichen Rechts (AöR) gem. § 19 ff. Gesetz über kommunale 

Zusammenarbeit (GkZ) organisiert werden soll. Diese AöR 

ist zum 1. März 2022 durch alle Rettungsdienstträger ge-

meinschaftlich errichtet worden. Am 2. März 2022 wurde in 

Preetz die konstituierende Sitzung des Verwaltungsrates der 

neuen AöR erfolgreich durchgeführt. Bis zu diesem Zeitpunkt 

und auch bis zur Berufung eines Vorstandes übernimmt der 

SHLKT die vorläufige Geschäftsstelle der ZSR AöR.

Seit Jahren werden in Schleswig-Holstein die Fahrzeuge 

im Rettungsdienst zentral über den SHLKT und den Städ-

teverband Schleswig-Holstein öffentlich ausgeschrieben. 

Gemeinsam mit allen Rettungsdienstträgern wurden in 

2022 je eine Leistungsbeschreibung für Notarzteinsatz-

fahrzeuge (NEF) und für Krankentransportwagen (KTW) 

erstellt. Auf der Grundlage der Leistungsbeschreibungen 

wurden zwei Rahmenvereinbarungen für die Lieferung von 

17 NEF und 18 KTW in den Jahren 2023 und 2024 ausge-

schrieben. Wie in vielen anderen Bereichen zeigte sich 

schnell, dass auch die Firmen, welche derartige Fahrzeuge 

für den Rettungsdienst liefern, vor den aktuellen Heraus-

forderungen (z. B. Lieferengpässen) stehen. Während der 

Zuschlag für die Lieferung der NEF im Rahmen des ersten 

Ausschreibungsverfahrens vergeben werden konnte, konn-

te die Lieferung der KTW erst im Rahmen eines weiteren 

Vergabeverfahrens vergeben werden. Hierbei mussten 

insbesondere die vergaberechtlichen Rahmenbedingun-

gen zu Gunsten von potentiellen Bietern und somit an die 

aktuellen Herausforderungen angepasst werden.
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Kommunale Jobcenter
Michaela Sintke

Vor anderthalb Jahren ist die Koordinierungsstelle kommu-

nale Jobcenter im SHLKT eingerichtet worden und blickt 

bisher auf eine erfolgreiche Zusammenarbeit mit den kom-

munalen Jobcentern zurück.

Kaum hat sich – nach den Coronamaßnahmen – wieder 

Normalität im Jobcenter Alltag eingestellt, war man vor 

Ort mit einer neuen Herausforderung konfrontiert: die 

– durch den Ukraine Krieg – vertriebenen Menschen, die 

zu einem Zuwachs der Zahl der Bedarfsgemeinschaften 

um ca. 20 % geführt haben. 

Die Kommunalen Jobcenter waren beim Übergang der 

Vertriebenen ins SGBII am 1. Juni 2022 besonders gut auf-

gestellt. In Schleswig-Flensburg wurden sie im Migrations-

management des Kreises betreut, das eng mit dem Fach-

bereich Jobcenter verwoben ist. So war die Umstellung des 

Rechtskreises in den meisten Fällen unproblematisch und 

ohne „Reibungsverluste“, da man schon einen Überblick 

über die Größenordnung hatte und die Behörde den Ver-

triebenen schon bekannt war. 

In Nordfriesland gelang es, alle im Fachverfahren Prosoz im 

Bereich Asyl erfassten Vertriebenen, zum Stichtag ins SGBII 

zu überführen, sofern die formalen Voraussetzungen vorlagen. 

Die Vertriebenen aus der Ukraine erwiesen sich als moti-

viert, in den Arbeitsmarkt einzumünden. Nichtsdestotrotz 

mussten vorher geeignete Rahmenbedingungen herge-

stellt werden, bevor sich die erhoffte Wirkung in den Über-

gang ins SGBII entfalten kann. So standen die Kommunen 

vor Herausforderungen bei der Unterbringung und in Fi-

nanzierungsfragen. Weiterhin konnten noch nicht ausrei-

chend Sprachkurse durch die Bildungsträger angeboten 

werden, was unter anderem auf einen Personalmangel 

zurückzuführen war. 

Wie viele andere Stellen, bewegt die kommunalen Jobcen-

ter die Vorhaben der Bundesregierung, ein Bürgergeld 

einzuführen. Es wurde begrüßt, dass nach dem 11. Ände-

rungsgesetz wieder Leistungsminderungen im Rahmen des 

neuen Bürgergeldgesetzes möglich sein sollen und das 

Prinzip „Fördern und Fordern“ prinzipiell erhalten bleibt, 

welches die Grundlage für eine erfolgreiche Arbeitsver-

mittlung darstellt. Die Einführung der Vertrauenszeit in der 

Arbeitsvermittlung wurde von Jobcenter Beschäftigten 

unterschiedlich bewertet. Obwohl die Beratungspraxis in 

den Jobcentern schon lange auf „Augenhöhe“ mit den Rat-

suchenden geschieht, ist es doch in wenigen Fällen erfor-

derlich, Konsequenzen bei fehlender Mitwirkung aufzuzei-

gen. Diese Möglichkeit besteht nun im ersten halben Jahr 

des Leistungsbezugs nicht. Auf der anderen Seite ist das 

Fallmanagement immer zurückhaltend mit Leistungsmin-

derungen gewesen, so dass sich in der Praxis durch die 

Regelung keine große Veränderung erwartet wird. Auch 

der Wegfall des Vermittlungsvorrangs dürfte kaum Einfluss 

auf die praktische Arbeit mit den Ratsuchenden vor Ort 

haben, da schon in der Vergangenheit alle Handlungsbe-

darfe vor Vermittlung aufgegriffen und bearbeitet wurden.

Auch die geplante Kindergrundsicherung wurde und bleibt 

ein Thema, welches mit Unsicherheiten verbunden ist, vor 

allem in Bezug auf die Beratung der Gesamt-Bedarfsge-

meinsaft sowie die Begleitung beim Übergang Schule-Beruf. 

Die Zusammenarbeit der Koordinierungsstelle mit anderen 

Verbänden und damit befassten Gremien konzentriert sich 

darauf, die Vorteile, die die Beratung und Betreuung in den 
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kommunalen Jobcentern in enger Verzahnung mit den Ju-

gendämtern und anderen Stellen hat, zu erhalten. Weiterhin 

liegt der Schwerpunkt darauf, wie sichergestellt werden 

kann, dass die Leistung den Kindern zugutekommt. 

Eine Herausforderung dieses Jahres war weiterhin, wie im 

Jahr zuvor, die Umsetzung des OZG. Die kommunalen Job-

center konnten ihre Vorstellungen diesbezüglich konkretisie-

ren, so beispielsweise den Wunsch die Sozialplattform, die 

Nordrhein-Westfalen entwickelt hat, durch das Land Schles-

wig-Holstein verfügbar zu machen. Das Land Schleswig-Hol-

stein befindet sich im Dialog mit Nordrhein-Westfalen. 

Die Staatskanzlei prüft derzeit, ob in NRW ein Einkauf von 

Modulen aus der Sozialplattform möglich ist, da in Schles-

wig-Holstein eigene Produkte entwickelt wurden. So wird 

beispielsweise gemeinsam mit Bad Segeberg ein Mantel-

antrag entwickelt, der alle Sozialleistungsanträge enthält, 

mit Ausnahme der Anträge, die im SGBII erforderlich sind. 

Die Koordinierungsstelle ist im regelmäßigem Austausch 

mit den Ministerien und dem ITVSH, um Vorstellungen über 

die Bereitstellung der im SGBII erforderlichen Anträge zu 

klären und den Wünschen der kommunalen Jobcenter dies-

bezüglich Nachdruck zu verleihen. 

Die Umsetzung des OZG ist mit erheblichen Kosten ver-

bunden. Bisher haben die Fachbereiche Jobcenter für den 

Kreis kostenneutral gearbeitet. Es bleibt abzuwarten, ob 

das weiterhin möglich ist. Die Koordinierungsstelle befindet 

sich im Austausch mit dem DLT über die Möglichkeiten der 

finanziellen Unterstützung, beispielsweise durch Sockelbe-

träge für kleinere Jobcenter. Auch andere Jobcenter sind 

davon betroffen, so dass der DLT das Thema mit bewegt. 

Vor dem Hintergrund der steigenden Zahl der Bedarfsge-

meinschaften, durch Flucht aus der Ukraine, gewinnen 

komplexe, fachübergreifende Faktoren wie Kinderbetreu-

ung, Ausstattung mit Sprachkursen, Anerkennung von 

Qualifikationen, Beschulung, Mobilität und sonstigen Rah-

menbedingungen noch an Bedeutung. Gleichzeitig spielt 

die Gleichstellung politisch eine noch größere Rolle als im 

Vorjahr. Eine gezielte Förderungen von Frauen mit oder 

ohne Fluchthintergrund hängt von vielen Erfolgsfaktoren 

ab, die nicht immer in der Hand der Jobcenter liegen. Die 

rechtskreisübergreifende Aufstellung der kommunalen 

Jobcenter stellt durch die enge Zusammenarbeit verschie-

dener Rechtskreise einen Vorteil dar. 

Um die Arbeit der kommunalen Jobcenter, mit den ihnen 

eigenen Alleinstellungsmerkmalen bekannt zu machen, 

wurde eine Pressestrategie entwickelt, als Richtlinie für 

Veröffentlichungen und Themen, die in bestimmten Zeit-

räumen relevant sind. Die Pressestrategie wurde in eine 

Zeitschiene externer Veranstaltungen eingebettet, wie z. B. 

die Aktionswoche kommunale Jobcenter beim Deutschen 

Landkreistag, zu dessen Anlass sich die Beauftragten für 

Chancengleichheit am Arbeitsmarkt mit einem Beitrag ein-

gebracht haben.

Neben der Umsetzung der gesetzlichen Änderungen und 

der Integration von geflüchteten Menschen in Deutschland 

und in den Arbeitsmarkt sowie der Verbesserung der Chan-

cengleichheit am Arbeitsmarkt greifen die Koordinierungs-

stelle und die kommunalen Jobcenter Inhalte des Koaliti-

onsvertrag der neuen Landesregierung auf. Dieser bein-

haltet Projekte und Vorhaben, die die kommunalen Job-

center betreffen. Unter anderem in den Bereichen Ausbil-

dung, Berufsorientierung in Schulen, Gleichstellung möch-

ten sich die Koordinierungsstelle sowie die kommunalen 

Jobcenter in den damit befassten Netzwerken gezielt 

einbringen und Handlungsfelder mitgestalten. 

GESCHÄFTSBERICHT 2022
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Personal

Im Berichtszeitraum hat es im Vergleich zum Vorjahr eini-

ge personelle Veränderungen innerhalb der Geschäfts-

stelle gegeben.

Die bisher erfolglose Ausschreibung, aufgrund mangelnder 

Bewerbungslage, für die Position „Beratungsstelle“ im Be-

reich der Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII), der Sozialhilfe 

(SGB XII) sowie der Pflege (SGB XI) in der Geschäftsstelle 

mit einem Umfang von 0,5 Vollzeitäquivalente (VZÄ) wurde 

nicht nochmal ausgeschrieben. Auf der Mitgliederver-

sammlung im November 2021 wurde beschlossen, statt-

dessen eine weitere Referentenstelle mit 1 VZÄ dauerhaft 

in der Geschäftsstelle zu etablieren und um ein weiteres 

Referat zu erweitern. 

Die zum 1. November 2020 geschaffene Koordinierungs-

stelle für den öffentlichen Gesundheitsdienst wurde, wie 

bereits im letzten Geschäftsbericht erwähnt, bis zum 28. 

Februar 2022 verlängert. Seit März 2022 sind diese Auf-

gaben im Referat IV angesiedelt. Aufbauend dazu wurde 

das neue Referat VIII „Bildung“ in die Geschäftsstelle auf-

genommen und mit 0,75 VZÄ besetzt. Der bis dahin vom 

Land abgeordnete Stelleninhaber der Koordinierungsstel-

le für den öffentlichen Gesundheitsdienst konnte dauer-

haft von der Geschäftsstelle übernommen werden und 

betreut nun Referat VIII. 

Weiterhin fand nach Beschluss der Mitgliederversamm-

lung zum Ende des Jahres 2021 ein Ausschreibungsver-

fahren für die neu geschaffene Position der „Büroleitung“ 

statt. Das Verfahren lief erfolgreich und die Stelle konnte 

zu Mai 2022 besetzt werden. Die Stelle hat einen Umfang 

von 1 VZÄ. Durch die Neuausrichtung der Geschäftsver-

teilung innerhalb der Referate und der Integration einer 

Büroleitung ist die Geschäftsstelle nun gut aufgestellt für 

die Herausforderungen der nächsten Jahre. Die studen-

tische Mitarbeiterin im Bereich Recht ist zum Juni 2022 

ausgeschieden. Eine Nachbesetzung ist derzeit nicht in 

Planung. Der SHLKT hat im Berichtszeitraum wiederum 

Praktikums- und Referendarstationen für die Ausbildung 

in der Verwaltungsstation angeboten.

Die Anzahl der Vollzeitäquivalenten innerhalb der Geschäfts-

stelle beträgt zum Stichtag 1. November 2022 15,6 VZÄ. Auf 

den Bereich der Referentinnen und Referenten entfallen 9,9 

VZÄ inkl. der Koordinierungsstellen. Der Personalkörper 

ohne Zuzählung der Koordinierungsstellen liegt unverändert 

bei 6,6 VZÄ. Der maximale Planbestand an Vollzeitäquiva-

lenten beträgt 7,5. Die bewährte Struktur im Assistenzbe-

reich ist unverändert geblieben. Insgesamt besteht der 

Personalkörper im Assistenzbereich aus 4,6 VZÄ.

Funktion Anzahl Max.Eingruppierung

Geschäftsführung 1 B 7

Stv. Geschäftsführer 1 B 2

Referentinnen / 
Referenten 6

A 13 bis A 16 
(oder vergleichbare EG 
nach dem TVöD)

Koordinierungsstelle 
Rettungsdienst / Projekt 2 EG 11 bis EG 13

Koordinierungsstelle 
kommunale Jobcenter 0,5 EG 13

Büroleitung 1 EG 10

Assistenz 5 EG 6 bis EG 8

Fahrer 2 520 Euro-Basis

Hinzu kommt die Koordinierungsstelle Rettungsdienst (1 

VZÄ zzgl. 0,25 VZÄ Assistenz), die eine gemeinsame Ein-

richtung mit dem Städteverband Schleswig-Holstein ist 

und über die Kosten des Rettungsdienstes von den Kran-

kenkassen refinanziert wird.

Die zum 1. Oktober 2019 besetzte Stelle (1 VZÄ) innerhalb 

der Koordinierungsstelle Rettungsdienst für das Projekt „Ein-

führung des Behandlungskapazitätennachweises und der 

zentralen Stelle für die trägerübergreifende Qualitätssiche-

rung im Rettungsdienst“ wird zum Ende des Jahres auslaufen. 

Das Projekt ist auf drei Jahre befristet und wird vollständig 

durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Jugend, Fa-

milie und Senioren des Landes Schleswig-Holstein gefördert. 

Das Ausschreibungsverfahren für die neu geschaffene 

Stelle (unbefristet, 1 VZÄ) innerhalb der Koordinierungs-

stelle Rettungsdienst im Bereich „Organisation und Durch-

führung von Verfahren bei der Vergabe öffentlicher Auf-

träge als zentrale Beschaffungsstelle“ verlief aufgrund 

mangelnder Bewerbungslage leider nicht erfolgreich. Eine 

erneute Ausschreibung der Stelle ist zeitnah geplant. Die 

Stelle wird vollständig über die Kosten des Rettungsdiens-

tes von den Krankenkassen refinanziert.

Weiterhin ist die Koordinierungsstelle der kommunalen 

Jobcenter mit 0,5 VZÄ innerhalb der Geschäftsstelle ange-

siedelt. Die Stelle wird vollständig von den Jobcentern der 

Kreise Schleswig-Flensburg und Nordfriesland finanziert.
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Haushalt

Die Mitgliederversammlung des Schleswig-Holsteinischen 

Landkreistages hat in ihrer Sitzung am 4. März 2022 den 

Jahresabschluss 2021 beschlossen, der für den ideellen 

Bereich einen Jahresüberschuss von rd. 138.845  Euro 

ausweist. Am 25. November 2022 wird die Mitgliederver-

sammlung über den Entwurf des Wirtschafsplans für das 

Jahr 2023 entscheiden, der im Entwurf folgende Struktur 

aufweist (Angaben in €): 

Abschluss 

2021

Plan 

2022

Plan 

2023

Gesamterträge 2.103.361,05 2.431.000 2.311.000

davon Mitglieds-

beiträge
2.089.165,44 2.097.000 2.097.000

Personalaufwand 1.481.406,50 1.749.000 1.700.000

Sonstige Auf-

wendungen
   478.816,84 606.500 583.000

Jahresergebnis/

Jahresfehlbetrag
+ 138.845,70 + 75.500 + 28.000

Die positiven Ergebnisse der letzten drei Jahre gehen 

zum einen auf die atypische Aufwandsstruktur aufgrund 

der Corona-Pandemie zurück und zum anderen konnte 

eine unbesetzte Planstelle erst später als erwartet besetzt 

werden. Jedoch kam es insbesondere im Bereich der 

Personalmittel zu höheren Ausgaben in 2022, da im März 

die unbesetzte Planstelle besetzt werden konnte und im 

Mai konnte die Stelle der Büroleitung besetzt werden. 

Durch das Abflauen des Pandemiegeschehens und der 

damit verbundenen Lockerungen konnten auch vermehrt 

wieder Dienstreisen und Veranstaltungen wahrgenom-

men werden. 

Die derzeitige Krisensituation aufgrund der Gasmangel-

lage und der Inflation lassen allerdings erwarten, dass 

die Ausgaben für sämtliche Posten (u. a. Immobilie, Ver-

brauch und Personal) in 2023 stark ansteigen werden. Es 

bleibt abzuwarten wie stark am Ende die Preissteigerun-

gen Einfluss auf die Finanzsituation des Verbandes finden 

werden. 
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Öffentlichkeitsarbeit

Anders als in den beiden Jahren zuvor, war die Coro-

na-Pandemie nicht mehr das zentrale Thema der Öffent-

lichkeitsarbeit des Verbandes. Corona spielte zwar noch 

zu Beginn des Jahres aufgrund der massiven Krankheits-

ausfälle in Unternehmen und (sozialen) Einrichtungen 

eine Rolle, jedoch rückten zur Jahreshälfte andere The-

men in den Fokus. Die Gasmangellage stellt die Kommu-

nen vor große Herausforderungen ebenso die Kosten für 

die Unterbringung von Geflüchteten. Die Vorfälle auf 

einem Schlachthof im Kreis Rendsburg – Eckernförde 

lösten eine erneute öffentliche Debatte über die Aufga-

benwahrnehmung der amtlichen Lebensmittelüberwa-

chung und die Durchführung tierschutzrechtlicher Kon-

trollen aus. Thema war natürlich auch die Landtagswahl 

und die daraus folgende Regierungsbildung. Diese und 

auch weitere Themen spiegelten sich in unseren Presse-

meldungen, in unserem Newsletter wie auch in der regi-

onalen Presse wieder.

Übersicht der Pressemeldungen 

1 Turnusgemäßer Übergang der Ar-
beitsgemeinschaft der kommunalen 
Landesverbände vom Schleswig-Hol-
steinischen Landkreistag auf den 
Städtebund Schleswig-Holstein – Bür-
germeister Jörg Sibbel folgt Landrat 
Reinhard Sager und Statement der 
Vorsitzenden der kommunalen Lan-
desverbände zur Lage der Kommunen 
in der Corona-Epidemie. Kommunale 
Landesverbände begrüßen den Impf-
fortschritt und den weiteren Betrieb 
der Impfzentren. Sie rufen weiter dazu 
auf, sich selbst zu schützen.

17.01.2022

2 Zur einrichtungsbezogenen Impf-
pflicht: Geltendes Recht ist umzuset-
zen.

24.02.2022

3 Wiederwahl von PD Dr. Sönke E. 
Schulz zum Geschäftsführer des 
Schleswig-Holsteinischen Landkreis-
tags.

04.03.2022

4 Katastrophen- und Bevölkerungs-
schutz in Schleswig-Holstein zeitge-
mäß aufstellen und ausstatten.

04.03.2022

5 Die Aufnahme flüchtender Menschen 
ist die konkreteste Form der Unter-
stützung, die die schleswig-holsteini-
schen Kreise aktuell leisten können.

04.03.2022

6 Forderungen der Kreise zur Landtags-
wahl: die kommunale Gestaltungsfä-
higkeit muss mit Blick auf Zukunftsauf-
gaben durch planbare Finanzen und 
kommunalfreundliche Rahmenbedin-
gungen gesichert werden.

07.03.2022

7 Forderungen und Erwartungen der 
kommunalen Landesverbände an den 
20. Schleswig-Holsteinischen Landtag 
und die neue Landesregierung.

29.04.2022

8 Erwartungen der kommunalen Lan-
desverbände an den 20. Schleswig- 
Holsteinischer Landtag und die neue 
Landesregierung.

02.05.2022

9 Energiekrise und Inflation: Kreise be-
kennen sich zur Verantwortung als 
Träger der Jugend- und Eingliede-
rungshilfe. „Wir lassen die Kinder, Ju-
gendlichen und Menschen mit Behin-
derungen in der Krise nicht allein!“

06.09.2022

10 „Wir erwarten Lösungen und keine Be-
denken“ – Der Schleswig-Holsteinische 
Landkreistag zur aktuellen Diskussion 
um die Kontrolle von Schlachthöfen.

05.10.2022

11 Kreise und kreisfreie Städte erwarten 
eine deutliche Beteiligung an den zu-
sätzlichen Bundesmitteln für den 
ÖPNV

07.11.2022
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Dieser Artikel wurde ausgedruckt unter der Adresse: https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein
/coronavirus/Corona-in-SH-Zahlreiche-Kita-Gruppen-in-Quarantaene,kitas272.html

Wenn kleine Kinder spielen und toben, dann müssen sie auch in der Kita

Viele Kita-Gruppen sind wegen
Omikron in Quarantäne
Stand: 19.01.2022 16:46 Uhr

Die Omikron-Variante des Coronavirus wirkt sich inzwischen massiv auf
den Betrieb der Kindertagesstätten in Schleswig-Holstein aus. Der
Landkreistag sorgt sich um die Kritische Infrastruktur, weil dort viele
Mitarbeiter ausfallen könnten, die ihre Kinder zu Hause betreuen
müssen.

Corona in SH: Zahlreiche Kita-Gruppen sind in Quarantäne | NDR.de -... https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/coronavirus/Corona-...

1 von 6 05.09.2022, 10:21

Quelle: NDR 12.01.2022

Quelle: KN 20.06.2022

Dieser Artikel wurde ausgedruckt unter der Adresse: https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein
/Schwimmbaeder-und-Buechereien-Werden-Angebote-eingeschraenkt,kommunen254.html

Die stark steigenden Gas- und Strompreise treffen die Kreise und Gemeinden

Gaskrise: Eingeschränkte
Angebote in Schwimmbädern
und Büchereien?
Stand: 23.08.2022 09:28 Uhr

Energie einsparen ist gut und wichtig. Aber wird das allein reichen? Der
Präsident des deutschen Landkreistages glaubt, dass Städte und
Kommunen ihre Angebote reduzieren müssen.

Gaskrise: Eingeschränkte Angebote in Schwimmbädern und Büchereien... https://www.ndr.de/nachrichten/schleswig-holstein/Schwimmbaeder-un...

1 von 5 05.09.2022, 10:15

Quelle: NDR 23.08.2022
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Donnerstag, 15. September 2022 Umland Kiel

Landrat Sager kündigt Abschied an

Ostholsteiner schließt weitere Kandidatur aus – Nächste Wahl für
2023 vorgesehen

Reinhard Sager wird im Februar nicht für eine zweite Amtszeit kandidieren. Foto:
Ulf Dahl

Ostholstein. Reinhard Sager (CDU), Landrat des Kreises Ostholstein,
hat sich entschieden: Eine weitere Amtsperiode kommt für ihn nicht in
Betracht, er wird im Februar nicht zur Wahl antreten. Die Amtszeit für
die neue Verwaltungsspitze beginnt im Juli 2023.

Er habe seit 21 Jahren als Landrat breite Unterstützung durch den
Kreistag und durch seine Mitarbeiter erfahren. Dafür sei er sehr dank-

 

Firefox https://epaper.kieler-nachrichten.de/webreader-v3/index.html#/956910/16

1 von 2 15.09.2022, 13:04

Quelle: Schleswig-Holstein Magazin  04.07.2022 Quelle: KN 23.08.2022

Quelle: KN 15.09

Dienstag, 27. September 2022 Schleswig Holstein

95 Millionen Euro für Flüchtlingshilfe

Ministerpräsident Günther sagt Kommunen Unterstützung zu –
Landrat Sager mahnt gemeinsame Strategie an

Von Christian Hiersemenzel

Die Kommunen sind auf finanzielle Unterstützung angewiesen: Hier eine Unter-
kunft für Flüchtlinge in Gettorf.Fotos: Paesler / Eisenkrätzer (2)

Kiel. Der Zustrom von Flüchtlingen aus der Ukraine reißt nicht ab.
Schleswig-Holsteins Landesregierung hat sich am Montag mit den Kom-
munen geeinigt, wie die Kosten zur Unterbringung der Menschen fair
verteilt werden. Finanzministerin Monika Heinold (Grüne) versprach den
Kreisen, Städten und Gemeinden zusätzliche Mittel in Höhe von 95 Mil-
lionen Euro – unter Vorbehalt, dass der Landtag zustimmt.

Unter anderem geht es um die Einrichtung von Wohnungen und Notun-
terkünften, um Betreuungskosten, Integrationsaufgaben und die Über-
nahme des Lebensunterhaltes. „Es kann uns nur gemeinsam gelingen,
den geflüchteten Menschen aus der Ukraine in Schleswig-Holstein eine
Bleibe, Sicherheit und Geborgenheit zu geben“, sagte Ministerpräsident
Daniel Günther (CDU) nach der Unterzeichnung einer entsprechenden

Galerie öffnen

 

Firefox https://epaper.kieler-nachrichten.de/webreader-v3/index.html#/958382/10

1 von 3 27.09.2022, 10:31

Quelle: KN 06.10.2022
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SONNABEND,29. OKTOBER 2022

11

An die Bilder von Kühen in engen Stallungen haben wir uns gewöhnt. Die Aufnahmen von qualvollen, nicht fachgerechten Schlachtungen haben eine neue Debatte ausgelöst.
Es geht darum, wie die Arbeit in den Schlachtbetrieben besser kontrolliert werden könnte. FOTO: BERNDWÜSTNECK

Auffrischimpfungen

Menschen
in Beatmung

Intensiv-
Patienten

davon

KN-Grafik | Quelle: Landesmeldestelle SH, impfdash-
board.de, *gemeldete Todesfälle im Zusammenhang
mit der Viruserkrankung | Stand:

Hospitalisierungsrate

7-Tage-Inzidenz
Neu gemeldete Fälle

Zahl der gemeldeten Krankenhaus-
aufnahmen von Corona-Patienten pro
100 000 Einwohner in den vergangenen
sieben Tagen.

Patienten im Krankenhaus

Impfquote
Schleswig-Holstein,

Todesfälle*
Veränderung zum Vortag

Grundimmunisierte

70,1 %

2441

638

3008

14 Uhr

12,08

448,5
2149

28.10.2022

+4

79,6 %

Bieten Videos die perfekte Kontrolle?
Nach Schlachtskandal: Agrarminister will Pilotprojekt im Kreis Rendsburg-Eckernförde unterstützen

Kiel. Im Skandal ummögliche
dilettantische, tierquälerische
Schlachtungen in Flintbek hat
Schleswig-Holsteins Land-
wirtschaftsminister Werner
Schwarz (CDU) der Verwal-
tung in Rendsburg-Eckernför-
de seine Unterstützung zuge-
sichert. Am Freitag traf er sich
in Kiel mit Ver-
treterinnen und
Vertretern der
Kreise, um über
eine Bündelung
der Kontrollauf-
gaben zu spre-
chen. Dabei
spielte auch das
ThemaSchlacht-
höfe eine Rolle:
Wie berichtet
will Rendsburg-
Eckernförde im
Rahmen eines
Pilotprojektes
tierschutzrele-
vante Bereiche
in den Betrieben
rund um die Uhr
mit Videokame-
ras überwachen
lassen. Start soll
zum Jahresende
sein, im Mittelpunkt stehen
Prävention und Tierwohl.
Ganz wohl ist dem Agrarmi-
nister trotzdem nicht.

„Uns wären bundesweit
einheitliche Regelungen na-
türlich lieber“, sagte Schwarz
nach der Gesprächsrunde. Er
habe datenschutzrechtliche
Bedenken, und die dürften
nicht aus dem Blick geraten:
„Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter stehen auf diese Wei-
se unter Dauerbeobachtung,
die Aufnahmen werden auf-
gezeichnet.“ Es gebe aber
durchaus positive Aspekte,
sagte Schwarz: „Wir sehen
durchaus, dass mit einer Vi-
deoüberwachung eine gewis-
se dauerhafte Verpflichtung
der Betriebe verbunden ist,
ihren gesetzlichen Verpflich-
tungen nachzukommen.“

Der Kreis Rendsburg-
Eckernförde hatte in einem
Flintbeker Betrieb 2021 und
2022 drei lebensmittelrechtli-
che Kontrollen und eine tier-

VON CHRISTIAN HIERSEMENZEL

Da die Kreise ihre Coronazahlen
nur noch unregelmäßig melden,
beschränken wir uns auf die An-
gabe der landesweiten Inzidenz.
Aktuellere Zahlen unter www.kn-
online.de/coronazahlensh.

Landauf, Landab

Q Einmal tief durch-„At-
men“ in der Hamburger
Kunsthalle, die vor der Res-
titution stehenden Büsten
in derMARKK-Ausstellung
„Benin – Geraubte Ge-
schichte“ bewundern, öko-
logische Fußabdrücke in
der Ausstellung „Mining
Photography“ imMuseum
für Kunst undGewerbe auf-
spüren oder auch auf einer
Fahrradtour des imAufbau
befindlichen Deutschen
HafenmuseumsHafenorte
von der Viermastbark „Pe-
king“ bis zumChilehaus
erkunden ... Weil sich der
Reformationstag als Feier-
tag dafür so gut anbietet,
heißt es am 31. Oktober in
über 30 HamburgerMu-
seen erneut „#seeforfree“.
Und vonwegenmontags
geschlossen: Nicht nur die
staatlichen, auch viele pri-
vateMuseenmachenmit
und ermuntern damit zur
Auseinandersetzungmit
Kunst und Kultur, zu Be-
gegnung und Austausch.

Zu den Ausstellungen
(Foto: dpa) gibt es umfas-
sende Begleitprogramme
und Führungen – imAlto-
naerMuseum etwa auch
auf Ukrainisch und Rus-
sisch, imMuseum für
Arbeit auf Spanisch – und
im Schuppen 50A des künf-
tigen Hafenmuseumswie
bei der Stiftung Hamburg
Maritim natürlich auch op
Platt. Die Hamburger
Kunsthalle bietet sogar eine
Führung in Gebärdenspra-
che an. Zu viel Kunst? Das
HSV-Museum ist auch da-
bei – genauso wie das Deut-
sche Zusatzstoffmuseum.
Wie denn, wo denn, was
denn? www.seeforfree.de

#seeforfree
in Hamburg
VON KONRAD BOCKEMÜHL

schutzrechtlicheÜberprüfung
durchgeführt.Mängel imkon-
kreten Zusammenhang mit
Tierschutzverletzungen hat-
ten die Behörden nicht festge-
stellt. Erst Aufnahmen mit
einer versteckten Kamera des
Vereins Soko Tierschutz, die
zeigten, dass Schlachttiere
qualvoll zu Tode kamen, führ-
ten zu Konsequenzen. Der

Kreis will nun
auf freiwilliger
Basis in fünf Be-
trieben rundum
die Uhr Kame-
ras laufen las-
sen. Tierärzte
des Veterinär-
amtes sollen
das aufgezeich-
nete Material
stichproben-
artig sichten –
vor Ort: Die Fil-
me selbst sollen
in den Betrie-
ben verbleiben.

Sönke E.
Schulz, Ge-
schäftsführer
des Landkreis-
tags, bezeich-
nete Videoauf-
zeichnungen

an sich als unproblematisch,
wenn sie inAbsprachemit den
Betrieben erfolgten. „Uns eint
das Ziel, den kleinen Betrie-
ben absolute Überlebens-
chancen zu bieten.“ In diesem
Sinne bewerte er die Zusiche-
rung des Landwirtschaftsmi-
nisters positiv. „Das Problem
besteht darin, dass wir die Er-
wartungshaltung einer mög-
lichst lückenlosen Überwa-
chung haben und es dafür
zwei Möglichkeiten gibt: Es
funktioniert entweder mit be-
sagter Videoüberwachung
oder einer Kontrolle durch
einen Amtsveterinär vor Ort“
– mit der Folge, dass die Be-
triebe erhöhte Gebühren be-
zahlen müssen. In den Groß-
betrieben sei Video längst
gang und gäbe. „Für kleinere
Betriebe stellt sich bei diesen
Kosten aber schnell die Frage,
ob sich das noch rechnet.“

Der aktuelle Fall Flintbek
dokumentiert nach Schulz’
Einschätzung eine Lücke im

System. „Der konkrete Vor-
wurf war, dass bei den
Schlachtungen kein Veterinär
anwesend war. Aber das sieht
das geltende Recht nicht vor.“
Insofern sei der Hebel bei der
Regelungssystematik anzu-
setzen – zum Beispiel über
eineVideoschaltung. „So oder
so: Wir werden auch mit der

perfekten Kontrolle solche
Fälle nie ausschließen kön-
nen. Die originäre Verantwor-
tung über rechtliche Fragen
liegt beim Betrieb selbst.“ Der
Minister schloss sich an. „Ich
kannmir nicht vorstellen, dass
der Flintbeker Vorfall syste-
misch bedingt ist“, sagte
Schwarz. „Viele Schlachtbe-

triebe leben vom Vertrauen
der Kunden darin, dass sie
vernünftige, fachgerechte
Arbeit leisten.“ Ausnahmen
könne man nicht ausschlie-
ßen. „Ich werde aber alles da-
für tun, für Voraussetzungen
zu sorgen, dass Verbraucher
von einer fachgerechten
Arbeit ausgehen können.“

Uns wären
bundesweit einheitli-
che Regelungen
natürlich lieber.
Werner Schwarz (CDU),
Landwirtschaftsminister

Quelle: KN 29.10
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